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gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Entwurf eines Vierten D-Markbilanzergänzungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Handelsrechtliche Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Endgültige Werte für Auslandsvermögen und 
sonstige vorläufig bewertete Vermögensgegen- 
stände 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Auslandsvermögen 

§ 1 

(1) Der bisher angesetzte Erinnerungsposten oder 
sonstige Wert für Vermögensgegenstände, die in 
einer Eröffnungsbilanz nach § 9 des D-Markbilanz- 
gesetzes zu bewerten waren, kann, wenn die Ver- 
mögensgegenstände vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes zurückgegeben worden sind oder nach 
diesem Zeitpunkt zurücfcgegeben werden, durch Ein- 
setzung des in Absatz 2 bestimmten endgültigen 
Wertes geändert werden. Der bisherige Wertansatz 
muß geändert werden, soweit er nach Absatz 2 als 
endgültiger Wert nicht beibehalten werden kann. 

(2) Die Vermögensgegenstände können endgültig 
höchstens mit dem Wert angesetzt werden, der 
ihnen in dem Zeitpunkt beizulegen ist, in dem sie 
zurückgegeben werden. 

(3) Ein nach Absatz 2 zulässiger Wert kann nur 
angesetzt werden, soweit nicht die Grundsätze ord- 
nungsmäßiger Buchführung Abschreibungen oder 
Wertberichtigungen auf den Abschiußstichtag nötig 
inachen. 

(4) § 47 des D-Markbilanzgesetzes ist auf die 
Änderung von Wertansätzen auf Grund des Ab- 
satzes 1 nicht anzuwenden. 

§ 2 

(1) Wertansätze, die nach § 1 geändert werden 
können, können nur in der Jahresbilanz für das 
Geschäftsjahr geändert werden, in dem die Rückgabe 
erfolgt ist. Wertansätze, die nach § 1 geändert 
werden müssen, müssen in dieser Jahresbilanz ge- 
ändert werden. Ist die Jahresbilanz für das Ge- 
schäftsjahr, in dem die Rückgabe erfolgt ist, beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits festgestellt, so 
tritt an ihre Stelle die erste nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes festgestellte Jahresbilanz. 


(2) Für die in Absatz 1 bestimmte Jahresbilanz 
und für die künftigen Jahresbilanzen gelten die 
Werte, die für die zurückgegebenen VermÖgens- 
gegenstände in der in Absatz 1 bestimmten Jahres- 
bilanz angesetzt sind, höchstens jedoch die für den 
Ansatz in dieser Jahresbilanz nach § 1 Abs. 2 und 3 
zulässigen Höchstwerte als Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten im Sinne des § 133 Nr. 1 bis 3 des 
Aktiengesetzes, des § 42 Nr. 1 des Gesetzes betref- 
fend die Gesellschaften mit beschränkter Flaftung, 
des § 33 c Nr. 1 und 2 des Genoissenschaftsgesetzes 
sowie entsprechender Bestimmungen der Satzung 
(des Gesellschaftsvertrages, des Statuts). 

§ 3 

§§ 1, 2 gelten sinngemäß, wenn 

1 . für einen Vermögensgegenstand, der selbst nicht 
zurückgegeben wird, ein anderer Vermögens- 
gegenstand, insbesondere eine Entschädigung, 
gewährt wird; 

2. Vermögensgegenstände, die nach § 9 des 
D-Markbilanzgesetzes zu bewerten waren, auf 
Grund der in dem ausländischen Staat getrof- 
fenen Maßnahmen über die Behandlung des 
deutschen Auslandsvermögens durch Rücker- 
werb gegen Entgelt wieder erlangt werden; 

3. im Zusammenhang mit der Rückgabe von Ver- 
mögensgegenständen, deren endgültige Be- 
wertung sich nach §§ 1, 2 bestimmt, mit der 
Gewährung von Vermögensge genständen im 
Sinne der Nummer 1 oder mit dem Rückerwerb 
von Vermögensgegenständen im Sinne der 
Nummer 2 auf solche Vermögensgegenstände 
bis zum Zeitpunkt der Rückgabe, der Gewäh- 
rung oder des Rückerwerbs entfallene Erträge, 
aus solchen Erträgen angeschaffte Vermögens- 
gegenstände oder andere Vermögensgegen- 
stände erlangt werden. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Sonstige vorläufig bewertete 
Vermögensgegenstände 

§ 4 

(1) Die Wertansätze für Vermögensgegenstände 
außerhalb des Währungsgebietes, insbesondere für 
Forderungen gegen Schuldner außerhalb des Wäh- 
rungsgebietes, und für sonstige Vermögensgegen- 
stände, die in einer Eröffnungsbilanz nach den Vor- 
schriften des D-Markbilanzgesetzes oder der 
D-Markbilanzergänzungsgesetze vorläufig mit 
einem Erinnerungsposten anzusetzen oder sonst 
vorläufig zu bewerten waren, können, wenn der 
Grund für die vorläufige Bewertung entfällt und 
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gesetzlich ein endgültiger Wert nicht besonders I 
bestimmt ist, durch Einsetzung des in Absatz 2 
bestimmten endgültigen Wertes geändert werden. 
Die Wertansätze müssen geändert werden, soweit 
sie nach Absatz 2 als endgültige Werte nicht bei- 
behalten werden können. § 1 Abs. 4 gilt sinngemäß. 

(2) Die Vermögens gegenstände können endgültig 
höchstens mit dem Wert angesetzt werden, der 
ihnen in dem Zeitpunkt beizulegen ist, in dem der 
Grund für ihre vorläufige Bewertung entfallen ist. 

§ 1 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(3) Wertansätze, die nach Absatz 1 geändert wer- 
den können, können nur in der Jahresbilanz für 
das Geschäftsjahr geändert werden, in dem der 
Grund für die vorläufige Bewertung entfallen ist. 
Wertansätze, die nach Absatz 1 geändert werden 
müssen, müssen in dieser Jahresbilanz geändert 
werden. Ist die Jahresbilanz für das Geschäftsjahr, 
in dem der Grund für die vorläufige Bewertung 
entfallen ist, beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bereits festgestellt, so tritt an ihre Stelle die erste 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes festgestellte 
Jahresbilanz. § 2 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß, wenn 
anstelle von oder im Zusammenhang mit Ver- 
mögensgegenständen, deren endgültige Bewertung 
sich nach den Absätzen 1 bis 3 bestimmt, Vermö- 
gensgegenstände der in § 3 Nr. 1 und 3 bezeichne- 
ten Art erlangt werden. 

(5) Für die Berichtigung von Wertansätzen für 
Valutaschuldverhältnisse und von Wertansätzen 
für Verbindlichkeiten gegenüber ausländischen 
Gläubigern verbleibt es, soweit gesetzlich ein end- 
gültiger Wertansatz nicht besonders bestimmt ist, 
bei den Vorschriften des § 47 des D-Markbilanz- 
gesetzes. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Geltung für Geldinstitute, Versicherungs- 
unternehmen und Bausparkassen 

§ 5 

(1) Ist in der bestätigten Umstellungsrechnung 
oder Altbankenrechnung eines Geldinstituts oder 
in der bestätigten Umstellungsrechnung eines Ver- 
sicherungsunternehmens oder einer Bausparkasse 
ein Vermögensgegenstand, dessen endgültige Be- 
wertung sich bei seiner Einstellung in eine nach 
dem D-Markbilanzgesetz oder den D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzen auf gestellte Eröffnungsbilanz 
nach §§ 1 bis 4 bestimmen würde, mit einem nied- 
rigeren als dem nach diesen Vorschriften höchst- 
zulässigen Wert angesetzt, so kann das Unterneh- 
men in der in Absatz 2 bestimmten Jahresbilanz 
den in seiner Jahresbilanz für das vorhergehende 
Geschäftsjahr für den Vermögensgegenstand ange- 
setzten niedrigeren Wert durch Einsetzung eines 
nach §§ 1 bis 4 zulässigen höheren Wertes ändern. 
§ 1 Abs. 4 gilt sinngemäß. 

(2) Auf Grund des Absatzes 1 kann ein Wert- 
ansatz nur in der in § 2 Abs. 1 Satz 1 und 3, § 4 


Abs. 3 Satz 1 und 3 bestimmten Jahresbilanz geän- 
dert werden. Wird die Umstellungsrechnung oder 
Altbankenrechnung des Unternehmens erst nach 
dem Stichtag der in Satz 1 bestimmten Jahresbilanz 
bestätigt, so tritt an die Stelle dieser Jahresbilanz 
die Jahresbilanz für das Geschäftsjahr, in dem die 
Umstellungsrechnung oder Altbankenrechnung be- 
stätigt wird. § 2 Abs. 2 gilt sinngemäß. 


VIERTER UNTERABSCHNITT 

Endgültige Werte für nach dem D-Markbilanz- 
gesetz für das Saarland vorläufig bewertete 
Vermögensgegenstände 

§ 6 

Für die endgültige Bewertung von Vermögens- 
gegenständen, die nach den Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes für das Saarland vom 30. Juni 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 372) in einer nach diesem 
Gesetz aufgestellten Eröffnungsbilanz in Deutscher 
Mark vorläufig mit einem Erinnerungsposten anzu- 
setzen sind, gelten §§ 1 bis 4 sinngemäß. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Erneute Berichtigung von Wertansätzen 
für Beteiligungen 

§ 7 

(1) Ein nach §§ 1 bis ? des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes endgültiger Wertansatz für An- 
teile an Kapitalgesellschaften, die am Stichtag der 
Berichtigungsbilanz (Absatz 4) noch eine Beteiligung 
im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 des Dritten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes darstellen, kann berichtigt 

; werden, wenn die Kapitalgesellschaft, an der die 
Beteiligung besteht, in ihrer Eröffnungsbilanz 
eingesetzte Werte in späteren Jahresbilanzen er- 
höht und der Gesamtbetrag der Werterhöhungen 
zwanzig vom Hundert ihres Eigenkapitals im Sinne 
des § 2 Abs. 5 des Dritten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes erreicht. Bei wiederholtem Eintritt der Vor- 
aussetzungen ist jeweils eine erneute Berichtigung 
zulässig. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 sind nur 
Werterhöhungen auf Grund der §§ 1 bis 5 dieses 
Gesetzes und der §§ 58 bis 60 des D-Markbilanz- 
gesetzes für das Saarland zu berücksichtigen. Einer 
Werterhöhung auf Grund der §§ 1 bis 5 dieses Ge- 
setzes steht es gleich, wenn ein Wertansatz, der vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund des 
§ 47 des D-Markbilanzgesetzes durch Ansatz eines 
höheren Wertes berichtigt worden ist, ohne diese 
Berichtigung auf Grund der §§ 1 bis 4 um den Be- 
richtigungsbetrag erhöht werden könnte. 

(3) Der für die Beteiligung angesetzte Wert kann 
höchstens um den Betrag berichtigt werden, der von 
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der Erhöhung des Eigenkapitals der Kapitalgesell- 
schaft, an der die Beteiligung besteht, anteilmäßig 
auf die Beteiligung entfällt; § 1 Abs. 3 gilt sinn- 
gemäß. Auf die Berichtigung ist § 47 des D-Mark- 
bilanzgesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
Beträge, die der gesetzlichen Rücklage (Sonderrück- 
lage) zugeführt werden müssen, auch in eine freie 
Rücklage gestellt werden können, sofern die gesetz- 
liche Rücklage (Sonderrücklage) zehn vom Hundert 
des Nennkapitals oder den in der Salzung bestimm- 
ten höheren Teil des Nennkapitals erreicht. 

(4) Die Berichtigung kann nur in der Jahresbilanz 
für das Geschäftsjahr vorgenommen werden, in dem 
die Kapitalgesellschaft, an der die Beteiligung be- 
steht, die Jahresbilanz festgestellt hat, in der durch 
eine Werterhöhung im Sinne von Absatz 2 der in 
Absatz 1 Satz 1 bestimmte Gesamtbetrag erreicht 
wird. Ist die in Satz 1 bestimmte Berichtigungsbilanz 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits f'estge- 
slellt, so tritt an ihre Stelle die erste nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes festgestellte Jahres- 
bilanz. 

(5) Die Berichtigung eines nach § 9 des Dritten 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes endgültigen Wert- 
ansatzes auf Grund der Absätze 1 bis 4 durch ein 
Geldinstitut, ein Versicherungsunternehmen oder 
eine Bausparkasse hat keine Wirkung auf die Um- 
stellungsrechniing des Unternehmens. Auf die Be- 
richtigung ist § 9 Abs. 2 bis 7 des Dritten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes sinngemäß anzuwenden; 
die Vorschrift des vorstehenden Absatzes 3 Satz 2 
gilt nicht. 


DRITTER ABSCHNITT 

Überführung überhöhter gesetzlicher Rücklagen 
in freie Rücklagen 

§ 8 

(1) Eine Kapitalgesellschaft (Aktiengesellschaft, 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung) kann die gesetzliche Rück- 
lage (Sonderrücklage), soweit ihr Betrag zehn vom 
Hundert des Nennkapitals oder den in der Satzung 
(im Gesellschaftsvertrag) als Mindestbetrag der ge- 
setzlichen Rücklage bestimmten höheren Teil des 
Nennkapitals übersteigt, in eine freie Rücklage über- 
führen, höchstens jedoch die Summe der der gesetz- 
lichen Rücklage bei der Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse zugewiesenen und in späteren Jahres- 
bilanzen nach § 47 Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes 
zugeführten Beträge. Diese Summe erhöht sich um 
den Unterschiedsbetrag zwischen dem Wertansatz 
für einen Anspruch auf nach den Rückerstattungs- 
gesetzen zurückzuerstattende Vermögensgegen- 
stände und dem für diese Vermögensgegenstände 
nach der Rückerstattung angesetzten höheren Wert, 
soweit dieser Betrag der gesetzlichen Rücklage zu- 
geführt worden ist. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften. 


VIERTER ABSCHNITT 

Fortsetzung aufgelöster Unternehmen 
in besonderen Fällen 

§ 9 

(1) Werden einer nach § 80 Abs. 1 und 4 des 
D-Markbilanzgesetzes oder aus anderen Gründen 
vor der Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse auf- 
gelösten Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
oder Genossenschaft Vermögensgegenstände im 
Sinne des § 1 Abs. 1 zurückgegeben oder wird ihr 
für solche Vermögensgegenstände ein Ersatz oder 
eine Entschädigung gewährt, so gelten für die Fort- 
setzung des Unternehmens § 1 Abs. 1 bis 3, § 2 des 
Zweiten D-Markbilanzergänzungsgesetzes nach Maß- 
gabe der folgenden Absätze entsprechend. Das 
gleiche gilt, wenn das Unternehmen für andere Ver- 
mögensgegenstände, die nach den Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes oder der D-Markbilanzergän- 
zungsgesetze mit einem Erinnerungsposten anzuset- 
zen oder vorläufig zu bewerten waren, einen end- 
gültigen Wert ansetzen kann, weil der Grund für 
die vorläufige Bewertung entfallen ist. 

(2) Die Hauptversammlung (Gesellschafterver- 
sammlung) einer Kapitalgesellschaft kann die Fort- 
setzung nur beschließen, wenn die Werterhöhungen 
auf Grund des Ansatzes endgültiger Werte für die 
in Absatz 1 genannten Vermögensgegenstände den 
in § 44 Abs. 1 Satz 1, § 44 Abs. 2 Satz 1 des D-Mark- 
bilanzgesetzes bestimmten Mindestnennbetrag des 
Nennkapitals erreichen. 

(3) Die Fortsetzung kann nur bis zum Ablauf des 
Kalenderjahrs beschlossen werden, das auf das Ka- 
lenderjahr folgt, in dem die Vermögensgegenstände 
zurückgegeben, ein Ersatz oder eine Entschädigung 
für sie gewährt oder der Grund für ihre vorläufige 
Bewertung entfallen ist. Sind die Voraussetzungen 
bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ein- 
getreten, so kann die Fortsetzung noch bis zum 
31. Dezember 1961 beschlossen werden. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Tilgung von Kapitalverlustkonten 

§ 10 

Zur Tilgung eines nach § 38 des D-Markbilanzge- 
setzes in die Eröffnungsbilanz eingestellten Kapital- 
verlustkontos sind außer den nach sonstigen gesetz- 
lichen Vorschriften zur Tilgung zu verwendenden 
Beträgen Werterhöhungen auf Grund der Berichti- 
gung von Wertansätzen nach § 47 Abs. 1 des 
D-Markbilanzgesetzes und auf Grund der Änderung 
von Wertansätzen nach §§ 1 bis 4 sowie die jähr- 
lichen Reingewinne zu verwenden, deren anderwei- 
tige Verwendung einschließlich der Einstellung in 
gesetzliche oder freie Rücklagen unzulässig ist, so- 
lange das Kapitalvcrlustkonto besteht. 
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SECHSTER ABSCHNITT 

Ausgabe von Einzelurkunden für Aktien 
aufgelöster Gesellschaften 

§ 11 

(1) Eine aufgelöste Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien darf Einzelurkunden, 
die nach § 41 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
für auf Reichsmark ausgestellte Aktien auszuferti- 
gen sind, ohne Eintragung der Neufestsetzung der 
Kapitalverhältnisse in das Handelsregister in Höhe 
des Reichsmarknennbetrages der Sammelurkunde 
ausfertigen. 

(2) Die Einzelurkunden müssen die Bezeichnung 
„Liquidationsanteilschein'' tragen und den Nennbe- 
trag der auf Reichsmark lautenden Aktien angeben, 
für die sie ausgefertigt sind. Im übrigen gelten für 
die Liquidationsanteilscheine die Vorschriften über 
Aktienurkunden. 

(3) Die Liquidationsanteilscheine sind bei der 
Wertpapiersammelbank einzuliefern. § 5 Satz 1 und 
2, § 6 Abs, 1 Salz 1 des Zweiten D-Markbilanzer- 
gänzungsgesetzes gelten entsprechend. 

ZWEITER TEIL 

Steuerliche Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Auslandsvermögen und sonstige vorläufig 
bewertete Vermögensgegenstände 

§ 12 

(1) Ein nach § 2 Abs. 2 endgültiger Wertansatz 
für Vermögensgegenstände im Sinne des § 1 ist für 
die steuerliche Gewinnermittlung als Ausgangswert 
zugrunde zu legen. Der Unterschiedsbetrag zwi- 
schen dem bisherigen Wertansatz und dem endgül- 
tigen Wertansatz ist bei der steuerlichen Gewinn- 
ermittlung nicht zu berücksichtigen. Wird als end- 
gültiger Wert der nach § 1 Abs. 3 höchstens zuläs- 
sige Wert angesetzt, so kann der Unterschiedsbetrag 
zwischen diesem Wert und dem Wert in dem Zeit- 
punkt, in dem die Vermögensgegenstände zurückge- 
geben werden, außerhalb der Bilanz vom Gewinn 
abgezogen werden. 

(2) Wird ein Wertansatz für Vermögensgegen- 
stände im Sinne des § 1 auf Grund des § 2 Abs. 1 
Satz 3 erst in der Jahresbilanz für ein Wirtschafts- 
jahr geändert, das nach der Rückgabe der Vermö- 
gensgegenstände begonnen hat, so gilt die Ände- 
rung für die Steuern vom Einkommen und Ertrag 
als bereits in der Jahresbilanz des Wirtschaftsjahrs 
vorgenominen, in dem die Vermögensgegenstände 
zurückgegeben worden sind. Absatz 1 ist entspre- 
chend anzuwenden mit der Maßgabe, daß der Abzug 
vom Gewinn nach Absatz 1 Satz 3 in dem Wirt- 
schaftsjahr vorzunehmen ist, in dem der Sachverhalt 
eingetreten ist, der die Abschreibungen oder Wert- 
berichtigungen nach § 1 Abs. 3 nötig gemacht hat. 
Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn Veranlagungen 
rechtskräftig sind oder die Verjährungsfrist abge- 
laufen ist. 


(3) Sind Vermögensgegenstände im Sinne des 
§ 1 nach der Rückgabe, jedoch vor dem Stichtag der 
in § 2 Abs. 1 bestimmten Jahresbilanz veräußert 
oder aus dem Betriebsvermögen entnommen wor- 
den, so ist für die steuerliche Gewinnermittlung der 
Wirtschaftsjahre, die nach der Rückgabe enden, der 
Wert, der den veräußerten oder entnommenen Ver- 
mögensgegenständen im Zeitpunkt der Rückgabe 
beizulegen ist, als Ausgangswert zugrunde zu le- 
gen. Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 3 sind ent- 
sprechend anzuwenden. 

(4) Sind Vermögensgegenstände im Sinne des 
§ 1 oder Ansprüche auf Rückgabe solcher Vermö- 
gensgegenstände vor der Rückgabe veräußert oder 
aus dem Betriebsvermögen entnommen worden, so 
ist für die steuerliche Gewinnermittlung des Wirt- 
schaftsjahrs, in dem die Veräußerung oder Ent- 
nahme erfolgt ist, der Veräußerungserlös oder der 
Teilwert im Zeitpunkt der Entnahme als Aus- 
gangswert zugrunde zu legen. Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 2 Satz 3 sind entsprechend änzuwenden. 

(5) Ablösungsbeiträge und ähnliche Aufv;^endun- 
gen, die mit der Rückgabe von Vermögensgegen- 
ständen im Sinne des § 1 in unmittelbarem wirt- 
schaftlichen Zusammenhang stehen, sind bei den 
Steuern vom Einkommen und Ertrag nicht abzugs- 
fähig. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind auf Vermögens- 
gegenstände im Sinne des § 3, des § 4 Abs. 1 und 4 
und der §§ 5 und 6 sinngemäß anzuwenden; dabei 
tritt bei Vermögensgegenständen im Sinne des § 4 
Abs, 1 und 4 an die Stelle des Zeitpunkts, in dem 
die Rückgabe erfolgt ist, der Zeitpunkt, in dem der 
Grund für die vorläufige Bewertung entfallen ist. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 sind auf die in § 74 
Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes bezeichneten 
Steuerpflichtigen entsprechend anzuwenden. 

§ 13 

(1) In den Eällen des § 1 , des § 3 , des § 4 Abs. 1 
und 4 und in den Fällen des § 5, soweit sich § 5 
auf die vorstehend bezeichneten übrigen Vorschrif- 
ten bezieht, sind § 74 Abs. 2 und 3 und § 75 des 
D-Markbilanzgesetzes nicht anzuwenden; dies gilt 
für die Fälle des § 1 und des § 3 unbeschadet der 
sich aus § 14 ergebenden Regelung. 

(2) Sind Wertansätze für Vermögensgegenstände 
im Sinne des § 1, des § 3 oder des § 4 Abs. 1 
und 4 vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
§§ 47 und 74 des D-Markbilanzgesetzes berichtigt 
worden, so sind diese Vermögensgegenstände ab- 
weichend von § 75 des D-Markbilanzgesetzes bei 
der Hauptfeststellung der Einheitswerte der 
gewerblichen Betriebe auf den 21. Juni 1948 — 
im Land Berlin auf den 1. April 1949 — mit dem 
Wert anzusetzen, der sich ergeben würde, wenn die 
Berichtigung nach §§47 und 74 des D-Markbilanz- 
gesetzes unterblieben wäre. Das gilt auch, wenn 
Veranlagungen rechtskräftig sind oder die Ver- 
jährungsfrist abgelaufen ist. 

(3) Für Berliner Altbanken gelten die Absätze 1 
und 2 sinngemäß; § 27 des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes ist insoweit nicht anzuwenden. 
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§ 14 

(1) Für Zwecke der Vermögensabgabe gelten 
die in § 1 bezeichneten Vermögensgegenstände mit 
dem sich aus Absatz 2 ergebenden Wert als Ver- 
mögen, das der Vermögensabgabe unterliegt 
(§§ 21, 80 des Lastenausgleichsgesetzes); für Zwecke 
der Kreditgewinnabgabe gelten sie als Vermögen, 
das bei der Ermittlung des Werts des gewerblichen 
Betriebes an dem für die DM-Eröffnungsbilanz 
maßgebenden Stichtag (§ 167 Abs. 5 des Lasten- 
ausgleichsgesetzeis) mit zu berücksichtigen ist. 

(2) Für die Wertermittlung (Absa*tz 1) ist von 
dem nach § 12 für die steuerliche Gewinnermittlung 
zugrunde gelegten Ausgangswert, mindestens jedoch 
von dem sich nach § 26 des Bewertungsgesetzes für 
den entsprechenden Zeitpunkt ergebenden Wert 
auszugehen. Von diesem Wert sind die Aufwendun- 
gen im Sinne des § 12 Abs. 5 abzuziehen. Der ver- 
bleibende Wert ist um Zinsen unter Berücksich- 
tigung von Zinseszinsen für die Zeit vom Stichtag 
der DM-Eröffnungsbilanz bis zu dem Zeitpunkt zu 
vermindern, auf den die Wertermittlung (Satz 1) 
vorgenommen wurde. Dabei ist von einem Zins- 
satz von 5,5 vom Hundert auszugehen und der 
Abzinsungszeitraum auf ein volles Jahr aufzurun- 
den. Sachwerte sind für die Abzinsung wie Geld- 
werte zu behandeln. Der sich danach ergebende 
Wert ist für die Zwecke der Vermögensabgabe 
und der Kreditgewinnabgabe dem auf dem 21. Juni 
1948 — • im Land Berlin auf den 1. April 1949 — 
festgestellten Einheitswert des gew^crb liehen Be- 
triebs insoweit zuzurechnen, als er den in diesem 
Einheitswert enthaltenen Wertansatz übersteigt. 

(3) Soweit der Vierteljahrsbetrag der Vermögens- 
abgabe nach Maßgabe des Absatzes 2 auf Ver- 
mögensgegenstände im Sinne des § 1 entfällt, bleibt 
er für die Zeit vom 1. April 1952 bis zum Ende des 
Kalendervierteljahrs unerhoben, in dem die Rück- 
gabe oder vor der Rückgabe eine (wenn auch unent- 
geltliche) Veräußerung erfolgt; dies gilt auch in den 
Fällen der Entnahme im Sinne des § 12 Abs. 4. 
Satz 1 gilt für die Kreditgewinnabgabe sinngemäß. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf Vermögensgegen- 
stände im Sinne des § 3 sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf die in § 74 
Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes bezeichneten 
Steuerpflichtigen entsprechend anzuwenden. 

(6) Bescheide über die Vermögensabgabe und die 
Kreditgewinnabgabe sind durch neue Bescheide zu 
ersetzen, die der sich aus den Absätzen 1 bis 5 
ergebenden Rechtslage Rechnung tragen; dies gilt 
auch, wenn einheitliche Feststellungen oder Veran- 
lagungen rechtskräftig sind oder die Verjährungs- 
frist (§ 203 Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes) ab- 
gelaufen ist. Ist der zu ersetzende Bescheid bereits 
rechtskräftig, so kann der neue Bescheid nicht mit 
der Begründung angefochten werden, daß die in dem 
bisherigen Bescheid getroffenen Entscheidungen un- 
zutreffend seien. 

(7) Unberührt bleiben 

1. § 3 Abs. 1, §§ 4, 4 c bis 4e des Geset- 
zes über die drei Abkommen zwischen 


der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz, über die Regelung der Forderun- 
gen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich und 
zum deutschen Lastenausgleich vom 7. März 
1953 (Bundesgesetzbl. II S. 15) in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 22. Juni 1957 
(Bundesgesetzbl. II S. 497), die Verordnung 
über die Vermögensabgabe der deutschen 
Vermögenswerte in der Schweiz vom 
10. April 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 88) und 
Artikel 2 des Gesetzes zu dem am 16. Juli 
1956 in Bonn Unterzeichneten Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Liquidation des früheren deutsch- 
schweizerischen Verrechnungsverkehrs 
vom 4. April 1957 (Bundesgesetzbl. II 
S. 66); 

2. § 3 Abs. 2 des Gesetzes zu den am 22. März 
1956 in Bonn Unterzeichneten drei Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Schwe- 
den über deutsche Vermögenswerte in 
Schweden, über die V/iederherstellüng 
gewerblicher Schutzrechte und zum deut- 
schen Lastenausgleich vom 23. Juli 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 811); 

3. Artikel 7 des Gesetzes zu den drei Ab- 
kommen vom 3. April 1958 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Por- 
tugiesischen Republik über deutsche Ver- 
mögenswerte in Portugal, auf dem Gebiet 
des gewerblichen Rechtsschutzes und über 
die Liquidation des früheren deutsch-por- 
tugiesischen Verrechnungsverkehrs vom 
25, März 1959 (Bundesgesetzbl. II S. 264); 

4. Artikel 2 des Gesetzes zu dem Abkommen 

vom 22. Dezember 1959 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Kaiser- 
reich Iran über die Liquidation des frühe- 
ren deutsch-iranischen Verrechnungsver- 
kehrs vom (Bundesgesetzbl. II 


§ 15 

Einkünfte, die im Zusammenhang mit der Rück- 
gabe von Vermögensgegenständen zufließen, die 
von dem Kontrollratsgesetz Nr. 5 oder entsprechen- 
den Maßnahmen im Ausland erfaßt worden sind 
oder die auf Grund des Gesetzes Nr. 53 der Militär- 
regierung abgeliefert wurden, unterliegen nicht den 
Steuern vom Einkommen und Ertrag. § 3 Abs. 2 
Satz 1 und 2 des Gesetzes über die drei Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die deut- 
schen Vermögenswerte in der Schweiz, über die 
Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft gegen das ehemalige Deutsche Reich 
und zum deutschen Lastenausgleich vom 7. März 
1953 (Bundesgesetzbl. II S. 15) wird aufgehoben. 
§ 12 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. 


6 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2186 


ZWEITER ABSCHNITT 

Erneute Berichtigung von Wertansätzen 
für Beteiligungen 

§ 16 

(1) Auf die erneute Berichtigung von Wertan- 
sätzen für Beteiligungen nach § 7 sind § 73 Abs, 4 
und § 74 Abs. 2 bis 4 des D-Markbilanzgesetzes 
anzuwenden. Der in der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz berichtigte Wert ist in den steuerlichen 
Bilanzen für Wirtschaftsjahre, die vor dem 31. De- 
zember 1955 enden, beizubehalten. § 75 des D-Mark- 
bilanzgesetzes ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß der berichtigte Wert auch bei Wertfortschrei* 
bungen auf den 1. Januar 1950, 1. Januar 1951 und 

1. Januar 1952 zugrunde zu legen ist; §§ 9 und 10 
Abs. 1 des Gesetzes zur Bewertung des Vermögens 
für die Kalenderjahre 1949 bis 1951 (Hauptveran- 
lagung 1949) vom 16. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 22) sind insoweit nicht anzuwenden. § 12 Abs. 2 
Satz 3 gilt sinngemäß, 

(2) In der steuerlichen Eröffnungsbilanz kann ein 
nach § 7 Abs. 3 Satz 1 erster Halbsatz zulässiger 
Wert auch dann angesetzt werden, wenn in der Be- 
richtigungsbilanz in sinngemäßer Anwendung von 
§ 1 Abs. 3 ein niedrigerer Wert angesetzt wird. Die 
Berichtigung der steuerlichen Eröffnungsbilanz nach 
Satz 1 muß spätestens an dem Tag erfolgen, an dem 
die in § 7 Abs. 4 bestimmte Jahresbilanz beim 
Finanzamt eingereicht wird. Absatz 1 gilt sinnge- 
mäß, 

(3) Sind Anteile an Kapitalgesellschaften veräu- 
ßert oder aus dem Betriebsvermögen entnommen 
worden, die im Zeitpunkt der Veräußerung oder 
Entnahme noch eine Beteiligung im Sinne des § 4 
Abs. 1 Satz 2 des Dritten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes darstellten, so kann ihr Wertansatz in der 
steuerlichen Eröffnungsbilanz erneut berichtigt wer- 
den, wenn bei ihnen ohne die Veräußerung oder 
Entnahme die Voraussetzungen für eine erneute 
Berichtigung des Wertansatzes nach § 7 oder nach 
Absatz 2 vorliegen würden. § 7 Abs. 3 Satz 1 erster 
Halbsatz und Absatz 1 gelten sinngemäß. 

§ 17 

(1) Für Geldinstitute, Versicherungsunternehmen 
und Bausparkassen, die eine erneute Berichtigung 
von Wertansätzen für Beteiligungen auf Grund des 
§ 7 vorgenommen haben, gilt hinsichtlich der Ver- 
mögensabgabe folgendes: 

1. Die Befreiung nach § 19 Abs. 1 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes gilt nicht insoweit, als 
der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Wertansatz nach § 7 und dem Wertansatz 
nach §§ 1 bis 9 des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes den Betrag der auf 
Grund der Umstellungsrechnung zugeteil- 
ten Ausgleichsforderung übersteigt. 

2. Bei der Ermäßigung der Vermögensabgabe 
nach § 19 Abs. 2 des Lastenausgleichsge- 
setzes ist der Unterschiedsbetrag im Sinne 


der Nummer 1 dem Betrag zuzuschlagen, 
auf den die Abgabeschuld nach § 4 der 
Zwölften Durchführungsverordnung über 
Ausgleichsabgaben nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz in der Fassung vom 19. Juli 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 533) zu ermäßi- 
gen ist. 

3. Bei Berliner Altbanken gelten Nummer 1 
in den Fällen des § 8 und Nummer 2 in 
den Fällen des § 9 der Zwölften Durch- 
führungsverordnung über Ausgleichsab- 
gaben nach dem Lastenausgleichsgesetz 
entsprechend. 

(2) Bescheide über die Vermögensabgabe sind 
durch neue Bescheide zu ersetzen, die der sich aus 
Absatz 1 ergebenden Rechtslage Rechnung tragen; 
dies gilt auch, wenn einheitliche Feststellungen oder 
Veranlagungen rechtskräftig sind oder die Verjäh- 
rungsfrist (§ 203 Abs. 3 des Lastenausgleichsgeset- 
zes) abgelaufen ist. § 14 Abs. 6 Satz 2 gilt entspre- 
chend. 

DRITTER TEIL 

Schlußvorschriften 

§ 18 

Soweit dieses Gesetz auf das D-Markbilanzgesetz 
Bezug nimmt, ist darunter je nach dem Geltungsbe- 
reich das Gesetz über die Eröffnungsbilanz in Deut- 
scher Mark und die Kapitalneufestsetzung (D-Mark- 
bilanzgcsetz) vom 21. August 1949 (WiGBl. S. 279), 
auf Baden, Württemberg-Hohenzollern und den 
bayerischen Kreis Lindau erstreckt durch Verord- 
nung vom 13. Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. 1950 
S. 2), oder das Landesgesetz des Landes Rheinland- 
Pfalz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 
und die Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanzgesetz) 
vom 6. September 1949 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz Teil I 
S. 421) zu verstehen. 

§ 19 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1, § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

(2) Soweit dieses Gesetz auf Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes oder des D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzes Bezug nimmt, treten bei der Anwen- 
dung im Lande Berlin an deren Stelle die entspre- 
chenden Vorschriften des Gesetzes des Landes Ber- 
lin über die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 
und die Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanzgesetz) 
vom 12. August 1950 (Verordnungsblatt für Berlin I 
S. 329) und des Gesetzes des Landes Berlin zur 
Änderung und Ergänzung des D-Markbilanzgesetzes 
(D-Markbilanzergänzungsgesetz) vom 24. Mai 1951 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin S. 382). 

§ 20 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeine Bemerkungen 

Nach dem D-Markbilanzgesetz (im folgenden DMBG) 
vom 21. August 1949 (Bundesgesetzbl. I S. 279) 
waren bestimmte Vermögensgegenstände wegen 
der Ungewißheit über den ihnen beizulegenden 
Wert in der auf den 21. Juni 1948 aufzustellenden 
Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark nur mit einem 
Erinnerungsposten oder mit einem sonstigen vor- 
läufigen Wert anzusetzen. Diese vorläufigen Wert- 
ansätze können nach §§ 47, 73, 74 DMBG unter ge- 
wissen Voraussetzungen durch Ansatz eines end- 
gültigen Wertes steuerlich erfolgsneutral berichtig! 
werden. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß diese 
Regelung nicht ausreicht, weil bei der Berichtigiinr 
erhebliche Zweifel über die Höhe der höchstzuläs- 
sigen endgültigen Wertansätze bestehen können. 
Für den praktisch besonders wichtigen Fall der in 
der Eröffnungsbilanz vorläufig bewerteten Wert- 
papiere und Anteile sind deshalb bereits durch das 
Dritte D-Markbilanzergänzungsgesetz vom 21. Juni 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 297) die Höchstwerte, die 
endgültig angesetzt werden dürfen, gesetzlich be- 
stimmt worden. Für die endgültige Bewertung an- 
derer nach dem BMBG vorläufig bewerteter Ver- 
mögensgegenstände fehlt es bisher an einer gesetz- 
lichen Festsetzung der endgültigen Wertansätze. Zu 
diesen Vermögensgegenständen gehört vor allem 
das im Zusammenhang mit den Kriegsereignissen 
im Ausland beschlagnahmte deutsche Vermögen. 
Solange die endgültige Behandlung des Auslands- 
vermögens ungewiß war, erschien eine gesetzliche 
Regelung der endgültigen Wertansätze nicht ange- 
bracht. Nachdem in der Zwischenzeit durch völker- 
rechtliche Verträge, private Vereinbarungen oder 
einseitige Maßnahmen der Beschlagnahmestaaten 
nicht unerhebliche Teile des deutschen Auslands- 
vermögens zurückgegeben worden sind und ein ge 
wisser Überblick über das Schicksal des Auslands- 
vermögens besteht, kann nunmehr auch die endgül- 
tige Bewertung dieser Vermögensgegenstände ge- 
setzlich geregelt werden. Um die D-Markbilanz- 
gesetzgebung zu einem gewissen Abschluß zu brin- 
gen, soll darüber hinaus auch für andere vorläufig 
bewertete Vermögensgegenstände, bei denen noch 
nicht abzusehen ist, ob und wann sie endgültig be- 
wertet werden können, gesetzlich der endgültige 
Wertansatz für den Fall festgesetzt werden, daß der 
Grund für ihre vorläufige Bewertung künftig ent- 
fällt. Da auch das D-Markbilanzgesetz für das Saar- 
land vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 372) 
für beschlagnahmtes Auslandsvermögen und für ge- 
wisse andere Vermögensgegenstände einen vorläu- 
figen Wertansatz mit einem Erinnerungsposten in 
der auf den Eingliederungstag aufzustellenden Er- 
öffnungsbilanz vorsieht, sollen in diesem Zusam- 
menhang auch die Wertansätze gesetzlich bestimmt 
werden, die für diese zunächst vorläufig bewertete 
Vermögensgegenstände endgültig höchstens ange- 


setzt werden dürfen, wenn das Auslandsvermögen 
zurückgegeben wird oder der sonstige Grund fü^' 
die vorläufige Bewertung entfällt. Die zu diesen 
Zwecken erforderlichen handelsrechtlichen Vor- 
schriften sind in §§ 1 bis 6 des Entwurfs vorgesehen. 
Sie werden durch die steuerlichen Vorschriften der 
§§ 12 bis 15 des Entwurfs ergänzt. 

Die Vorschriften des Entwurfs über endgültige 
Wertansätze ermöglichen die bilanzmäßige Anpas- 
sung des in der Eröffnungsbilanz ausgewiesenen 
Vermögens an das nachträglich festgestellte wirk- 
liche Vermögen eines Unternehmens. Diese Anpas- 
sung würde sich jedoch nach den Vorschriften des 
Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetzes nicht auf 
die Bewertung der Anteile an dem Unternehmen 
auswirken können. Da dies für Beteiligungen an 
Unternehmen, die auf Grund der Vorschriften des 
Entwurfs erhebliche Werterhöhungen durchführen 
können, eine nicht gerechtfertigte Härte bedeuten 
würde, soll unter bestimmten Voraussetzungen eine 
erneute Berichtigung des nach dem Dritten D-Mark- 
bilanzcrgänzungsgesetz endgültigen Wertansatzes 
für solche Beteiligungen handelsrechtlich zugelassen 
und steuerrechtlich erfolgsneutral behandelt werden 
(§§ 7, 16, 17 des Entwurfs). 

Der Entwurf regelt ferner einige handelsrechtliche 
Sonderfragen des D-Markbilanzrechts (§§ 8 bis 11 
des Entwurfs). Die §§ 18 bis 20 des Entwurfs ent- 
halten die Schlußbestimmungen. 

Durch die Ausführung des Gesetzes werden Bund, 
Länder und Gemeinden mit Kosten nicht belastet. 
Zu den haushaltsmäßigen Auswirkungen des Gesetz- 
entwurfs ist folgendes zu bemerken: 

Mit den im Entwurf vorgesehenen Maßnahmen sol- 
len im wesentlichen die endgültigen Wertansätze 
für zurückgegebenes Auslandsvermögen und son- 
stige in der DM-Eröffnungsbilanz nur vorläufig be- 
wertete Vermögensgegenstände wie Ostzonenver- 
mögen, früherer Reichstitel u. ä. bestimmt werden. 
Hierbei wird das gegenwärtig vorgesehene Verfah- 
ren der steuerlich erfolgsneutralen Aufstockung in 
der DM-Eröffnungsbilanz nach §§ 47, 73 Abs. 4 und 
74 Abs. 2 bis 4 DMBG durch eine erfolgsneutrale 
Einbuchung der endgültigen Werte in die laufende 
Rechnung ersetzt. Für die Steuern vom Einkommen 
und Ertrag kann sich hieraus gegenüber der bis- 
herigen Rechtslage nur eine Steuerbefreiung der Er- 
träge ergeben, die in der Zeit zwischen dem Stich- 
tag der DM-Eröffnungsbilanz und dem Tag der Rück- 
gabe des Auslandsvermögens oder des Fortfalls des 
Grundes für eine vorläufige Bewertung anderer 
Vermögensgegenstände angefallen sind. Von einer 
Schätzung des fiieraus sich ergebenden Steueraus- 
falls muß wegen der zahlreichen Unsicherheitsfak- 
toren, die mit der Schätzung verbunden wären, ab- 
gesehen werden. Es ist auch heute noch nicht abzu- 
sehen, inwieweit das beschlagnahmte deutsche Aus- 
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landsvermögen zurückgegeben werden wird. Es 
wird insbesondere aber auch kaum möglich sein, 
innerhalb des zurückgegebenen Vermögens eine i 
Trennung zwischen den am Stichtag der DM-Eröff- 
nungsbilanz vorhanden gewesenen Teilen des Ver- 
mögens und den später angefallenen Erträgen vor- 
zunehmen. Außerdem können sich auch in diesem 
Zeitraum Verluste ergeben haben. 

Auch hinsichtlich der in dem Entwurf vorgesehenen 
steuerlichen Regelung der erneuten Berichtigung 
von Wertansätzen von Beteiligungen, die der des 
3. D-Markbilanzergänzungsgesetzes entspricht, muß 
von einer Schätzung der voraussichtlichen Mehrein- 
nahmen oder Mindereinnahmen abgesehen werden. 
Hier fehlen ebenfalls ausreichende Schätzungsgrund- 
lagen, da die Wertberichtigungen in der Hauptsache i 
vom Wert des zurückgegebenen Auslandsvermö- 
gens abhängen. 


B. Bemerkungen zu den einzelnen Vorschriften i 

Zum Ersten Teil 

Um Zweifel über die handelsrechtliche oder steuer- 
rechtliche Bedeutung der einzelnen Vorschriften des | 
Entwurfs zu vermeiden, sind die handelsrechtlichen 
Vorschriften im Ersten Teil des Entwurfs (§§ 1 bis 
11) zusammengefaßt. Im Zweiten Teil (§§ 12 bis 17) ; 
sind die steuerrechtlichen Vorschriften angefügt. 

j 

Zum Ersten Abschnitt i 

! 

Der erste Abschnitt des Entwurfs (§§ 1 bis 6) ent- | 
hält aus den in den allgemeinen Bemerkungen dar- | 
gelegten Gründen Vorschriften über die endgültigen | 
Wertansätze für Vermögensgegenstände, die nach | 
den im Bundesgebiet und im Saarland geltenden | 
Vorschriften des D-Markbilanzrechts vorläufig zu i 
bewerten waren und für die endgültige Werte ge- | 
setzlich bisher noch nicht festgesetzt worden sind. | 
Der erste und zweite Unterabschnitt (§§ 1 bis 4) be- | 
handeln die endgültigen Wertansätze für das Aus- j 
landsvermögen und für sonstige vorläufig zu be- | 
wertende Vermögensgegenstände, die in einer nach ; 
dein DMBG oder den D-Markbilanzergänzungsge- 
setzen aufziistellenden Eröffnungsbilanz ausgewie- 
sen worden sind. Der dritte Unterabschnitt (§ 5) ge- i 
stattet Geldinstituten, Versicherungsunternehmen | 
und Bausparkassen, die ihre Eröffnungsbilanz nicht 
nach dem DMBG, sondern nach umstellungsrecht- 
lichen Sondervorschriften aufzustellen haben, unter | 
bestimmten Voraussetzungen den Ansatz der glei- i 
eben Werte, die die allgemeine Wirtschaft nach dem ? 
ersten und zweiten Unterabschnitt des Entwurfs ! 
endgültig ansetzen darf. Der vierte Unterabschnitt ; 
(§ 6) regelt die endgültige Bewertung der nach dem | 
D-Markbilanzgesetz für das Saarland in einer nach ' 
diesem Gesetz aufgestellten Eröffnungsbilanz vor- 
läufig bewerteten Vermögensgegenstände. 

Zum Ersten Unterabschnitt 

Die Regelung der §§ 47, 73, 74 DMBG über die 
steuerlich erfolgsneutrale Berichtigung vorläufiger 
Wertansätze in der Eröffnungsbilanz ging davon 
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aus, daß die bei der Aufstellung der Eröffnungs- 
bilanz bestehende Unsicherheit über den Wert, den 
Vermögensgegenständen am Stichtag der Eröff- 
nungsbilanz zukommt, in absehbarer Zeit behoben 
werden würde und dann der nachträglich auf den 
Stichtag der Eröffnungsbilanz festgestellte wirkliche 
Wert als endgültiger Wert im Wege einer Berichti- 
gung der Eröffnungsbilanz angesetzt werden könnte. 
Bei dem beschlagnahmten deutschen Auslandsver- 
mögen hat sich die Erwartung auf eine baldige Klä- 
rung der Verhältnisse nicht erfüllt. Die Verhandlun- 
gen über die Rückgabe des deutschen Auslandsver- 
mögens haben sich lange Zeit hingezogen. Sie sind 
zum Teil auch heute noch nicht abgeschlossen. So- 
weit das Auslandsvermögen zurückgegeben worden 
ist oder noch zurückgegeben werden wird, liegt 
zwischen dem Stichtag der Eröffnungsbilanz und 
dem Zeitpunkt der Rückgabe ein erheblicher Zeit- 
raum. Während dieser Zeit war das Auslandsver- 
mögen, das zu einem erheblichen Teil aus wirtschaft- 
lichen Unternehmungen besteht, Veränderungen im 
laufenden Geschäftsbetrieb unterworfen. Es sind Er- 
träge angefahen, unter Umständen auch Verluste 
eingetreten. Selbst unverändert seit dem Stichtag 
der Eröffnungsbilanz vorhandene Vermögensgegen- 
stände können bis zum Zeitpunkt der Rückgabe 
Wertveränderungen unterworfen gewesen sein. Im 
Zeitpunkt der Rückgabe des Auslandsvermögens 
ließe sich daher — wenn überhaupt — nur mit einem 
ganz erheblichen Aufwand feststellen, inwieweit der 
Wert, der den zurückgegebenen Vermögensgegen- 
ständen im Zeitpunkt der Rückgabe beizulegen ist, 
dem Wert am Stichtag der Eröffnungsbilanz ent- 
spricht, der im Wege der Berichtigung nach § 47 
DMBG allein als endgültiger Wert angesetzt wer- 
den könnte. Um diese Schwierigkeiten zu vermeiden, 
löst sich der Entwurf bei der Regelung der end- 
gültigen Wertansätze für das Auslandsvermögen 
von dem Wege der Berichtigung. Er gestattet statt 
dessen den Ansatz des Wertes, der den zurückgege- 
benen Vermögensgegenständen im Zeitpunkt der 
Rückgabe beizulegen ist. Handelsrechtlich können 
dagegen keine Bedenken bestehen, weil vom han- 
delsrechtlichen Standpunkt lediglich Wert darauf 
gelegt werden muß, daß der für das Auslandsver- 
mögen angesetzte endgültige Wert den Zeitwert 
der Vermögensgegenstände nicht überschreitet. Auf 
den Weg der Berichtigung kann auch insoweit ver- 
zichtet werden, als § 47 DMBG die Einstellung der 
Berichtigungsbeträge in die gesetzliche Rücklage 
(Sonderrücklage) vorschreibt. Infolge der wirtschaft- 
lichen Entwicklung seit der Währungsreform besteht 
kein Anlaß mehr, die Einstellung der Berichtigungs- 
beträge in die gesetzliche Rücklage zu verlangen. 

Zu § 1 

Die Regelung der §§1,2 gilt nach Absatz 1 Satz 1 
für Vermögensgegenstände, die in einer Eröffnungs- 
bilanz nach § 9 DMBG zu bewerten waren. Unter 
die Regelung fallen danach Gegenstände, die als 
deutsches Vermögen im Ausland beschlagnahmt 
worden sind sowie die sonstigen in § 9 DMBG ge- 
nannten Vermögensgegenstände, sofern die Gegen- 
stände in einer nach den Vorschriften des DMBG 
oder der D-Markbilanzergänzungsgesetze aufzustel- 
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lenden Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark auszu- ■ 
weisen waren (wegen der Anwendung auf Geld- 
institute, Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen vgl. § 5 des Entwurfs). Der bisherige Wert- 
ansatz für diese Vermögensgegenstände soll, wenn 
sie zurückgegeben werden, durch einen endgültigen 
W ertansatz ersetzt werden können. Um schon durch 
die Fassung klarzustellen, daß es sich dabei nicht 
um eine Berichtigung nach § 47 DMBG handelt, 
spricht der Entwurf davon, daß die bisherigen Wert- 
ansätze „geändert" werden können. Ob die Ver- 
mögensgegenstände noch mit dem in die Eröffnungs- 
bilanz eingestellten Wert angesetzt sind oder ob 
für sie in einer späteren Jahresbilanz insbesondere 
aufgrund des § 47 DMBG bereits ein anderer Wert 
angesetzt worden ist, ist für die Zulässigkeit der 
Änderung des bisherigen Wertansatzes unerheblich. 
Die Regelung gilt sowohl für die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes bereits zurückgegebenen 
Vermögensgegenstände als auch für Vermögerks- 
gegenstände, die erst künftig zurückgegeben werden. 
Dieser Unterschied ist nur dafür von Bedeutung, in 
welcher Jahresbilanz die Änderung des bisherigen 
Wertansatzes vorzunehmen ist (vgl. § 2 Abs. 1). Als 
endgültiger Wert soll in allen Fällen höchstens der 
in Absatz 2 bestimmte Wert angesetzt werden dür- | 
fen. Der Befugnis in Absatz 1 Satz 1, den bisherigen | 
Wertansatz, wenn er niedriger als der zulässige 1 
Höchstwert ist, bis auf den Höchstwert heraufzu- 
schreiben, muß daher die Verpflichtung entsprechen, 
einen Wertansatz, der den Höchstwert überschreitet, 
durch Herabsetzung auf den Höchstwert zu ändern 
(Absatz 1 Satz 2). 

Aus den in den Vorbemerkungen zum ersten Unter- 
abschnitt dargelegten Gründen setzt Absatz 2 als 
höchst zulässigen endgültigen Wert den Wert fest, 
der den zurückgegebenen Vermögensgegenständen 
im Zeitpunkt der Rückgabe beizulegen ist. Da der 
Stichtag der Jahresbilanz, in der der endgültige 
V/ert angesetzt wird, in der Regel nicht mit dem 
Zeitpunkt der Rückgabe übereinstimmen wird, son- 
dern unter Umständen sogar erhebliche Zeit nach 
dem Zeitpunkt der Rückgabe liegen kann (vgl. § 2 
Abs. 1), ist es möglich, daß sich der Wert der zu- 
rückgegebenen Vermögensgegenstände zwischen der 
Rückgabe und dem Stichtag der Jahresbilanz ver- 
mindert hat. Nach den Grundsätzen ordnungsmä- 
ßiger Buchführung müssen in diesen Fällen in der 
Jahresbilanz, in der der endgültige Wert angesetzt 
wird, Abschreibungen oder Wertberichtigungen vor- 
genommen werden, damit der angesetzte Wert den 
Zeitwert am Stichtag dieser Jahresbilanz nicht 
überschreitet (Absatz 3). 

Absatz 4 stellt klar, daß die Änderung von Wert- 
ansätzen aufgrund des Absatzes 1 nicht als eine 
Berichtigung im Sinne des § 47 DMBG zu behandeln 
ist. Die Änderung des bisherigen Wertansatzes er- 
fordert daher insbesondere nicht, daß der Unter- 
schiedsbetrag zwischen dem bisherigen und dem 
geänderten Wertansatz in die gesetzliche Rücklage 
(Sonderrücklage) eingestellt wird. Aus dem abschlie- i 
ßenden Charakter der Regelung der §§ 1 bis 3 des 
Entwurfs folgt ferner, daß künftig endgültige Werte 
für Vermögensgegenstände, die unter diese Rege- 
lung fallen, nur noch durch Änderung der bisherigen 


Wertansätze nach Maßgabe der §§ 1 bis 3 des Ent- 
wurfs und nicht mehr im Wege der Berichtigung 
nach § 47 DMBG angesetzt werden können. 

Zu § 2 

Absatz 1 bestimmt die Jahresbilanz, in der die Än- 
derung des bisherigen Wertansatzes vorgenommen 
werden kann oder vorgenommen werden muß. 
Grundsätzlich ist die Jahresbilanz für das Geschäfts- 
jahr maßgebend, in dem die Rückgabe der Vermö- 
gensgegenstände erfolgt ist (Absatz 1 Satz 1 und 2). 
Nur v/enn diese Jahresbilanz beim Inkrafttreten des 
Gesetzes bereits festgestellt ist, tritt an ihre Stelle 
die erste Jahresbilanz, die nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes festgestellt wird (Absatz 1 Satz 3). 

Der Entwurf will erreichen, daß in der in Absatz 1 
bestimmten Jahresbilanz die zurückgegebenen Ver- 
mögensgegenstände endgültig bewertet werden. 
Absatz 2 trifft deshalb Vorschriften, die die Kauf- 
leute zur endgültigen Bewertung in dieser Jahres- 
bilanz zwingen sollen. Da die Werte, die in dieser 
Jahresbiianz für die zurückgegebenen Vermögens- 
gegenstände angesetzt werden, nach Absatz 2 für 
diese Jahresbilanz und die Folgebilanzen als An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten im Sinne der 
gesetzlichen Bilanzierungsvorschriften und entspre- 
chender Satzungsbestimmungen gelten und daher 
nicht überschritten werden dürfen, kann ein bis- 
heriger Wertansatz, der niedriger als der nach § 1 
höchstzulässige Wert ist, nur in der in Absatz 1 
bestimmten Jahresbilanz heraufgeschrieben werden. 
Soweit bisher ein höherer Wert als der nach § 1 
höchistzulässige Wert angesetzt worden ist, muß er 
in der in Absatz 1 bestimmten Jahresbilanz zumin- 
dest auf den nach § 1 höchstzulässigen Wert herab- 
gesetzt werden, weil nach Absatz 2 für diese Jahres- 
bilanz und die Folgebilanzen höchstens die nach § 1 
zulässigen Höchstwerte als Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten gelten. 

Zu § 3 

Die Regelung der §§ 1, 2 gilt unmittelbar nur für 
Vermögensgegenstände des Auslandsvermögens, 
die in Natur zurückgegeben werden. § 3 sieht die 
sinngemäße Anwendung dieser Regelung auf be- 
stimmte andere Vermögensgegenstände vor. 

Die am Währungsstichtag vorhandenen einzelnen 
Gegenstände des Auslandsvermögens werden nicht 
immer selbst zurückgegeben. Handelt es sich bei- 
spielsweise um eine ausländische Zweigniederlas- 
sung, so werden im Zeitpunkt der Rückgabe alle 
oder einzelne Vermögensgegenstände, die am 
Währungsstichtag zum Vermögen der Zweignieder- 
lassung gehörten, nicht mehr vorhanden sein, weil 
im laufenden Geschäftsbetrieb an ihre Stelle andere 
Vermögensgegenstände getreten sind. Ähnlich ist 
die Sachlage, wenn ursprünglich vorhandene Wert- 
papiere vor der Rückgabe fällig geworden oder 
durch die Feindvermögensverwaltung veräußert 
worden sind oder wenn umgekehrt beschlagnahmte 
Geldbeträge beispielsweise in Wertpapieren ange- 
legt worden sind. Besonders häufig ist auch der 
Fall, daß das beschlagnahmte Auslandsvermögen 
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selbst überhaupt nicht zurückgegeben, aber für sei- 
nen Verlust eine Geldentschädigung gewährt wird. 
In allen diesen Fällen soll nach Nummer 1 für die 
endgültige Bewertung der Gegenstände, die an 
Stelle der ursprünglich vorhandenen Vermögens- 
gegenstände zurückgegeben werden, die Regelung 
der §§ 1, 2 entsprechend gelten. 

Nach Nummer 2 soll der Rückgabe von Gegenstän- 
den des Auslandsvermögens ein Rückerwerb gegen 
Entgelt dann gleichstehen, wenn diese Form der 
Wiedererlangung der Vermögensgegenstände auf 
Maßnahmen beruht, die in dem betreffenden aus- 
ländischen Beschlagnahmestaat über die Behand- 
lung des deutschen Auslandsvermögens getroffen 
worden sind. Die Beschränkung auf Fälle, in denen 
der Rückerwerb gegen ein - — meist erheblich unter 
dem wirklichen Wert liegenden — Entgelt nach den 
Maßnahmen des Beschlagnahmestaates lediglich 
eine andere Form der Rückgabe darstellt, erscheint 
erforderlich, weil bei einer allgemeinen Gleichstel- 
lung des entgeltlichen Rückerwerbs mit der Rück- 
gabe von Auslandsvermögen auch die Fälle erfaßt 
würden, in denen ein Wiedererwerb stattfindet, der 
nicht mehr mit der Rückgabe vergleichbar ist, son- 
dern als ein Vorgang der DM-Zeit behandelt wer- 
den muß. 

Durch die Regelung des Entwurfs soll aus Verein- 
fachungsgründen vermieden werden, daß bei der 
endgültigen Bewertung des Auslandsvermögens im 
einzelnen festgestellt werden muß, inwieweit die 
erlangten Vermögensgegenstände körperlich und 
wertmäßig dieselben wie die am Stichtag der Eröff- 
nungsbilanz vorhandenen Vermögensgegenstände 
sind. Zu diesem Zweck sollen die Vorschriften der 
§§ 1, 2 über die endgültige Bewertung des Aus- 
landsvermögens nach Nummer 3 auch für Erträge 
des zurückgegebenen (§ 1), gewährten (§ 3 Nr. 1) 
oder zurückerworbenen (§ 3 Nr. 2) Auslandsvermö- 
gens sowie für die aus solchen Erträgen angeschaff- 
ten Vermögensgegenstände und für andere im Zu- 
sammenhang mit der Rückgabe, der Gewährung 
oder dem Rückerwerb erlangten Vermögensgegen- 
stände gelten. 

Zum Zweiten Unterabschnitt (§4) 

Während die §§ 1 bis 3 des Entwurfs die endgültige 
Bewertung des Auslandsvermögens behandeln, soll 
durch § 4 des Entwurfs die endgültige Bewertung 
von sonstigen in der Eröffnungsbilanz vorläufig be- 
werteten Vermögensgegenständen in enger Anleh- 
nung an §§ 1 bis 3 des Entwurfs geregelt werden. 

Nach Absatz 1 Satz 1 soll die Regelung für Ver- 
mögensgegenstände außerhalb des Währungsgebie- 
tes insbesondere für Forderungen gegen Schuldner 
außerhalb des Währungsgebietes und für alle an- 
deren Vermögensgegenstände gelten, die in einer 
nach den Vorschriften des DMBG oder der D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetze aufzustellenden Eröff- 
nungsbilanz mit einem Erinnerungsposten anzuset- 
zen oder sonst vorläufig zu bewerten waren. Diese 
Umschreibung umfaßt alle auf der Aktivseite der 
Eröffnungsbilanz ausgewiesenen Vermögensgegen- 
stände, deren Wertansatz nach § 47 Abs. 1 Buch- 
stabe a bis d DMBG berichtigt werden konnte. Für 
bestimmte Arten dieser Vermögensgegenstände 


sind jedoch endgültige Werte bereits gesetzlich be- 
stimmt, so insbesondere für Wertpapiere und An- 
teile durch §§ 1 bis 9 des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes und durch §§58 bis 60 des D- 
Markbilanzgesetzes für das Saarland; eine beson- 
dere gesetzliche Regelung endgültiger Wertansätze 
ist ferner in §§ 1 bis 3 des Entwurfs für das Aus- 
landsvermögen vorgesehen. Aus dem Anwendungs- 
bereich des § 4 des Entwurfs werden deshalb aus- 
drücklich die Vermögensgegenstände ausgenommen, 
für die gesetzlich ein endgültiger Wert besonders 
bestimmt ist. Für die Vermögensgegenstände, die 
dann noch unter § 4 des Entwurfs fallen, ist ihre 
vorläufige Bewertung in der Eröffnungsbilanz aus 
den verschiedensten Gründen vorgeschrieben wor- 
den. Der Zeitpunkt, in dem eine endgültige Bewer- 
tung dieser Vermögensgegenstände verlangt wer- 
den kann, läßt sich daher nur durch eine General- 
klaiisel bestimmen. Absatz 1 Satz 1 sieht deshalb 
vor, daß die bisherigen Wertansätze durch Ansatz 
endgültiger Werte geändert werden können, wenn 
der Grund für die vorläufige Bewertung entfällt. 
Der Ansatz der endgültigen Werte soll auch hier 
durch Änderung der bisherigen Wertansätze und 
nicht durch eine Berichtigung nach § 47 DMBG er- 
folgen. Neben der aus Absatz 1 Satz 1 sich ergeben- 
den Befugnis zur Änderung bisheriger Wertansätze, 
die niedriger als der endgültig zulässige Höchst- 
wert sind, soll ebenso wie in § 1 Abs. 1 Satz 2 des 
Entwurfs vorgeschrieben werden, daß der bisherige 
Wertansatz geändert werden muß, wenn er den in 
Abs. 2 festgesetzten endgültigen Wert überschreitet 
(Absatz 1 Satz 2). Durch Verweisung auf § 1 Abs. 4 
des Entwurfs (Absatz 1 Satz 3) wird auch hier klar- 
gestellt, daß die Änderung der bisherigen Wertan- 
sätze nicht als eine Berichtigung im Sinne des § 47 
DMBG zu behandeln ist. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt als höchstzulässigen end- 
gültigen Wert den Zeitwert in dem Zeitpunkt, in 
dem der Grund für die vorläufige Bewertung der 
Vermögensgegenstände entfallen ist. Auch bei den 
in § 4 des Entwurfs behandelten Vermögens gegen- 
ständen soll es, nachdem inzwischen mehr als 10 
Jahre vergangen sind, aus Anlaß ihrer endgültigen 
Bewertung nicht erforderlich sein, noch den Wert 
zu ermitteln, der den Vermögensgegenständen am 
Stichtag der Eröffnungsbilanz beizulegen gewesen 
wäre. Durch die Verweisung in Absatz 2 Satz 2 
auf § 1 Abs. 3 des Entwurfs wird sichergestellt, daß 
in der Jahresbilanz, in der der endgültige Wert 
angesetzt wird, ein höherer Wert als der Zeitwert 
am Ab schlußist ichtag dieser Jahresbilanz nicht ange- 
setzt werden darf. 

Auch die unter § 4 des Entwurfs fallenden Vermö- 
gensgegenstände sollen sobald wie möglich end- 
gültig bewertet werden, wenn der Grund für ihre 
vorläufige Bewertung entfallen ist. In Anlehnung 
an § 2 Abs. 1 des Entwurfs bestimmt deshalb 
Absatz 3 Satz 1 bis 3, daß die endgültige Bewertung 
in der Jahresbilanz für das Geschäftsjahr, in dem 
der Grund für die vorläufige Bewertung entfallen 
ist, oder, wenn diese Jahresbilanz beim Inkraft- 
treten des Gesetzes bereits festgestellt ist, in der 
ersten Jahresbilanz, die nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes festgestellt wird, zu erfolgen hat. Durch 
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die Verweisung auf § 2 Abs. 2 des Entwurfs 
(Absatz 3 Satz 4) wird sichergestellt, daß in der 
danach maßgebenden Jahresbilanz die endgültige 
Bewertung durchgeführt wird. 

Absatz 4 erstreckt die Regelung der Absätze 1 bis 3, 
ähnlich wie dies durch § 3 des Entwurfs für das 
Auslandsvermögen geschehen soll, auf Surrogate 
der ursprünglich vorhandenen Vermögensgegen- 
stände sowie auf die Erträge der Vermögensgegen- 
stände und ihrer Surrogate und auf andere im 
Zusammenhang mit ihnen erlangte Vermögens- 
gegenstände. 

Absatz 5 stellt klar, daß es hinsichtlich des Ansat- 
zes endgültiger Werte für vorläufige Wertansätze 
auf der Passivseite der Eröffnungsbilanz, soweit 
gesetzlich nichts besonderes bestimmt ist, bei dem 
Ansatz dieser endgültigen Werte im Wege der 
Berichtigung nach § 47 DMBG verbleibt. Durch die 
Erwähnung der Verbindlichkeiten gegenüber aus- 
ländischen Gläubigern wird zugleich geklärt, daß 
der Wertansatz für diese Verbindlichkeiten nach 
§ 47 Abs. 1 Buchst, a DMBG berichtigt -werden 
kann. 

Zum Dritten Unterabschnitt (§ 5) 

Die §§ 1 bis 4 des Entwurfs regeln den Ansatz 
endgültiger Werte nur für Vermögensgegenstände, 
die in einer nach dem DMBG oder den D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzen aufgestellten Eröffnungs- 
bilanz ausgewiesen worden sind. Da Geldinstitute, 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen ihre 
Eröffnungsbilanz nicht nach diesen Vorschriften des 
D-Markbilanzreqhts, sondern nach umstellungs- 
rechtlichen Sondervorschriften aufstellen, würden 
die §§ 1 bis 4 des Entwurfs für diese Unternehmen 
nicht gelten. Der Ansatz endgültiger Werte für 
entsprechende Vermögensgegenstände durch Geld- 
institute, Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen bestimmt sich vielmehr nach den für diese 
Unternehmen geltenden besonderen Vorschriften 
über die Wertansätze in der Umstellungsrechnung, 
da diese Wertansätze in die Eröffnungsbilanz der 
Unternehmen zu übernehmen sind oder die Umstel- 
lungsrechnung selbst auch als Eröffnungsbilanz gilt. 
Die in den ums tellungsrechtli dien Sondervorschrif- 
ten bestimmten endgültigen Wertansätze für Ver- 
mögensgegenstände, die von der allgemeinen Wirt- 
schaft nach §§ 1 bis 4 des Entwurfs endgültig zu 
bewerten wären, können niedriger als die in §§ 1 
bis 4 des Entwurfs für die allgemeine Wirtschaft 
festgesetzten höchstzulässigen Werte sein, weil die 
ums tellungs rechtlichen Sondervorschriften wegen 
der mit der Umstellungsrechnung verfolgten Zwecke 
an dem Grundsatz der Bewertung nach den Wert- 
verhältnissen am Währungstichtag festhalten, wäh- 
rend §§ 1 bis 4 des Entwurfs den Ansatz eines spä- 
teren Zeitwertes (Zeitwert im Zeitpunkt der Rück- 
gabe, Zeitwert im Zeitpunkt des Wegfalls des Grun- 
des für die vorläufige Bewertung) zulassen. Diese 
unterschiedliche Rechtslage könnte zu Nachteilen 
für die Geldinstitute, Versicherungsuntemehmen 
und Bausparkassen führen. Handelsrechtlich wäre 
es für die Unternehmen imgünstig, daß sie ihre 
laufenden Abschreibungen nur nach dem Wert- 


ansatz in der Umstellungsrechnung bemessen könn- 
ten, während die allgemeine Wirtschaft bei ihren 
Abschreibungen von dem zumindest in manchen 
Fällen höheren späteren Zeitwert ausgehen könnte. 
Außerdem würden die Geldinstitute, Versicherimgs- 
unternehmen und Bausparkassen, wenn ihnen der 
Ansatz der für die allgemeine Wirtschaft vorge- 
sehenen endgültigen Werte nicht gestattet würde, 
gesetzlich zur Bildung von stillen Rücklagen in 
Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem An- 
satz in der Umstellungsrechnung und dem der all- 
gemeinen Wirtschaft gestattenen höheren endgül- 
tigen Wertansatz gezwungen. Vor allem aber 
würde in Höhe dieses Unterschiedsbetrages, wenn 
die Vermögensgegenstände einmal veräußert wer- 
den, ein steuerpflichtiger Buchgewinn entstehen 
können, während bei der allgemeinen Wirtschaft 
der Unterschiedsbetrag erfolgsneutral behandelt 
wird (vgl. § 12 des Entwurfs). 

Um diese ungleichmäßige Behandlung zu vermei- 
den, gestattet Absatz 1 Satz 1 in den erwähnten 
Fällen auch den Geldinstituten, Versiehe rimgs- 
unternehmen und Bausparkassen, die nach §§ 1 
bis 4 des Entwurfs zulässigen höheren Werte anzu- 
setzen. Da der Ansatz dieser Werte nicht in der 
Eröffnungsbilanz, sondern in einer späteren Jahres- 
bilanz erfolgt, und diß Änderung nicht als eine 
Berichtigung im Sinne des § 47 DMBG behandelt 
wird (Absatz 1 Satz 2), hat die Änderung der Wert- 
ansätze auf die Umstellungsrechnung der Unterneh- 
men und damit auf den Umfang der ihnen zuzu- 
teilenden Ausgleichsforderungen keinen Einfluß. 

Die durch Absatz 1 zugelassene Änderung der Wert- 
ansätze kann nach Absatz 2 Satz 1 grundsätzlich nur 
in derselben Jahresbilanz erfolgen, in der ein Unter- 
nehmen der allgemeinen Wirtschaft nach § 2 Abs. 1, 
§ 4 Abs. 1 des Entwurfs die bisherigen Wertansätze 
durch Ansatz endgültiger Werte ändern könnte. Da 
jedoch nicht bei allen Geldinstituten, Versicherungs- 
unternehmen und Bausparkassen die Umstellungs- 
rechnung bereits bestätigt worden ist, ist es denk- 
bar, daß sie erst nach dem Stichtag der in Absatz 2 
Satz 1 bestimmten Jahresbilanz bestätigt wird. Vor 
der Bestätigung der Umstellungsrechnung steht aber 
nicht fest, ob der auf dem Wertansatz in der Umstel- 
lungsrechnung beruhende bisherige Wertansatz 
nach Absatz 1 geändert werden kann. Absatz 2 
Satz 2 bestimmt deshalb, daß in diesen Fällen die 
Änderung der bisherigen Wertansätze erst in der 
Jahresbilanz für das Geschäftsjahr vorzunehmen ist, 
in dem die Umstellungsrechnung bestätigt wird. 
Durch die Verweisung auf § 2 Abs. 2 des Entwurfs 
(Absatz 2 Satz 3) werden die Geldinstitute, Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkassen gezwun- 
gen, sich bei der Feststellung der nach Absatz 2 
Satz 1 oder 2 maßgebenden Jahresbilanz zu ent- 
scheiden, ob sie von der Befugnis des Absatzes 1 
Gebrauch machen wollen. 

Zum Vierten Unterabschnitt (§6) 

Nach §§ 9, 13 Abs. 1, § 14 Abs. 6 des D-Markbilanz- 
gesetzes für das Saarland sind in der Eröffnungs- 
bilanz, die saarländische Kaufleute auf den Einglie- 
derungstag aufzustellen haben, das beschlagnahmte 
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Auslandsvermögen und gewisse andere Vermögens- 
gegenstände (insbesondere das Vermögen in der 
SBZ oder in den unter ausländischer Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebieten, Reichstitel und 
sonstige Forderungen gegen das Reich) vorläufig 
mit einem Erinnerungsposten anzuset^en. Das 
D-Markbilanzgesetz für das Saarland enthält keine 
Vorschriften über die endgültige Bewertung dieser 
Vermögensgegenstände; insbesondere ist keine 
dem § 47 DMBG entsprechende Regelung über die 
Berichtigung der vorläufigen Wertansätze getroffen. 
Es erscheint angebracht, im Zusammenhang mit der 
Regelung der endgültigen Bewertung für die Ver- 
mögensgegenstände, die in den im übrigen Bundes- 
gebiet aufgesteliten Eröffnungsbilanzen vorläufig zu 
bewerten waren, auch die endgültigen Werte für die 
nach dem D-Markbilanzgesetz für das Saarland vor- 
läufig bewerteten Vermögensgegenstände festzu- 
setzen. Da GS sich weitgehend um die gleichen Ver- 
mögensgegenstände handelt, deren endgültige Be- 
wertung durch §§ 1 bis 4 des Entwurfs für das übrige 
Bundesgebiet geregelt werden soll, erscheint es er- 
forderlich und ausreichend, die sinngemäße Anwen- 
dung der §§ 1 bis 4 des Entwurfs vorzuschreiben. 

Zum Zweiten Abschnitt (§ 7) 

Anteile an einer Kapitalgesellschaft konnten nach 
§§ 2, 3 des Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
(von gewissen hier nicht interessierenden Ausnah- 
men abgesehen) endgültig höchstens mit 70 v. H. 
des in der Eröffnungsbilanz der Kapitalgesellschaft ! 
ausgewiesenen Eigenkapitals im Sinne des § 2 ! 
Abs. 5 des Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
angesetzt werden. Für Anteile an Kapitalgesell- 
schaften, die eine Beteiligung darstellen, konnten zu 
diesem Wert gewisse Zuschläge gemacht werden 
(§ 4 des Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetzes). 
Durch diese Abhängigkeit des Flöchstwertes von 
dem Eigenkapital, das in der Eröffnungsbilanz der 
Kapitalgesellschaft ausgcwiesen worden ist, sollte 
zur Vermeidung einer „Kettenreaktion" erreicht 
werden, daß Werterhöhungen, die die Kapitalgesell- 
schaft selbst auf Grund des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes in späteren Jahresbilanzen vor- 
nimmt, nicht zu einer Änderung des für den Ansatz 
der Anteile an der Kapitalgesellschaft höchstzuläs- 
sigen Wertes führen. Schon in § 7 des Regierungs- 
entwurfs eines Dritten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes (BT-Drucksache 1019 der 2. Wahlperiode) 
war jedoch vorgesehen, daß die Wertansätze für 
Anteile an Kapitalgesellschaften, die eine Beteiligung 
darstellen, erneut berichtigt werden können, wenn 
die Kapitalgesellschaft, an der die Beteiligung be- 
steht, den für ihr Auslandsvermögen angesetzten 
Wert berichtigt und der Berichtigungsbetrag 20 v. H. 
des in der Eröffnungsbilanz ausgewiesenen Eigen- 
kapitals der Kapitalgesellschaft erreicht. In der Be- 
gründung der Bundesregierung zu dieser Vorschrift 
war darauf hingewiesen worden, daß es ungerecht 
erscheinen würde, wenn die Anteilseigner den end- 
gültigen Wertansatz für ihre Beteiligung nicht mehr 
ändern könnten, obwohl sich durch die Berichtigung 
der Wertansätze der Kapitalgesellschaft für ihr 
Auslandsvermögen herausgestellt hat, daß das in 
der Eröffnungsbilanz ausgewiesene, und für die Be- 


wertung der Anteile maßgebende Eigenkapital der 
Kapitalgesellschaft nicht dem wirklichen Wert ihres 
Vermögens entsprach. Bei den Beratungen in den 
Ausschüssen des Deutschen Bundestages ist diese 
Vorschrift nur dehalb nicht in das Dritte D-Mark- 
bilanzeigänzungsgesetz übernommen worden, weil 
es verfrüht erschien, vor einer Regelung der für das 
Auslandsvermögen der Kapitalgesellschaft anzuset- 
zenden endgültigen Werte schon eine Vorschrift 
über die Auswirkungen dieser Werterhöhungen auf 
die Anteilseigner zu treffen. Nachdem durch §§ 1 ff. 
des Entwurfs die endgültigen Werte für das Aus- 
landsvermögen und für sonstige noch vorläufig be- 
wertete Vermögensgegenstände festgesetzt werden 
sollen, erscheint nunmehr der Zeitpunkt gekommen, 
auch die Auswirkungen der danach zulässigen Wert- 
erhöhungen auf die endgültige Bewertung der An- 
teile gesetzlich zu regeln. 

Absatz 1 Satz 1 sieht aus den Gründen, aus denen 
§ 7 des Regierungsentwurfs des Dritten D-Matk- 
bilanzergänzungsgesetzes vorgeschlagen worden ist, 
vor, daß ein nach dem Dritten D-Markbiianzergän- 
zungsgesetz endgültiger Wertansatz für Anteile an 
Kapitalgesellschaften berichtigt werden kann, wenn 
die Kapitalgesellschaft, an der die Anteile bestehen, 
in ihrer Bilanz gewisse Werterhöhungen vornimmt. 
Bei wiederholtem Eintritt der Voraussetzungen soll 
jeweils eine erneute Berichtigung zulässig sein 
(Absatz 1 Satz 2). Die Berichtigung soll nicht für 
einzelne Anteile sondern nur für Beteiligungen im 
Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 des Dritten D-Mark- 
bilanzei gänzungsgesetzes zugelassen werden. Sie 
soll auch nur dann gestattet sein, wenn die Wert- 
erhöhungen bei der Kapitalgesellschaft, an der die 
Beteiligung besteht, 20 v. H. des Eigenkapitals der 
Kapitalgesellschaft im Sinne des § 2 Abs. 5 des Drit- 
ten D-Markbilanzergänzungsgesetzes erreichen. 
Durch diese Einschränkungen soll erreicht werden, 
daß die Berichtigung nur zulässig ist, wenn ihre 
Versagung wegen der Größe des Anteilsbesitzes 
und wegen des Ausmaßes der Werterhöhungen eine 
erhebliche Härte bedeuten würde. In der Regel wird 
der Wertansatz für die Beteiligung schon nach dem 
Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetz berichtigt 
v/orden sein, so daß es sich bei der Berichtigung auf 
Grund des Absatzes 1 um eine erneute Berichtigung 
handelt. Die Berichtigung nach Absatz 1 ist jedoch 
auch dann zulässig, wenn der Wertansatz für die 
Beteiligung auf Grund der Vorschriften des Dritten 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes nicht geändert, 
sondern kraft Gesetzes nach § 8 des Dritten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes als endgültiger Wertan- 
satz anzusehen ist. 

Der Entwurf soll an der durch das Dritte D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetz getroffenen Entscheidung, 
daß die endgültige Bewertung von Wertpapieren 
und Anteilen nach dem Dritten D-Markbilanzergän- 
zungsgesetz auf die Anteilseigner des bewertenden 
Unternehmens nicht durchschlagen soll, nichts än- 
dern. Absatz 2 Satz 1 beschränkt deshalb den Kreis 
der Werterhöhungen, die zu einer Berichtigung des 
Wertansatzes für Beteiligungen nach Absatz 1 füh- 
ren können, auf die Werterhöhungen, die die Kapi- 
talgesellschaft, an der die Beteiligung besteht, auf 
Grund der §§ 1 bis 5 des Entwurfs für Vermögens- 
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gegenstände des Auslandsvermögens und für son- 
stige unter § 4 des Entwurfs fallende, vorläufig be- 
wertete Vermögensgegenstände oder auf Grund 
der §§ 58 bis 60 des D-Markbilanzgesetzes für das 
Saarland für saarländische Wertpapiere und für An- 
teile an saarländischen Unternehmen vornimmt. 
Manche Unternehmen haben schon vor einer gesetz- 
lichen Regelung der endgültigen Wertansätze für 
das Auslandsvermögen und für sonstige vorläufig 
bewertete Vermögensgegenstände die in der Eröff- 
nungsbilanz angesetzten Werte auf Grund des § 47 
DMBG berichtigt. Nach Absatz 2 Satz 2 sollen diese 
Berichtigungsbeträge den Werterhöhungen auf 
Grund der §§ 1 bis 4 des Entwurfs gleichgestellt 
werden, weil die Anteilseigner, denen eine Beteili- 
gung an einer Kapitalgesellschaft gehört, nicht des- 
halb schlechter gestellt werden können, weil die 
Kapitalgesellschaft die Regelung des Entwurfs nicht 
abgewartet, sondern die Werterhöhungen nach der 
bisher bestehenden Rechtslage im Wege der Berich- 
tigung vorweggenommen hat. 

Bei einer Berichtigung auf Grund des Absatzes 1 
kann der bisherige Wertansatz nach Absatz 3 Satz 1 
höchstens um den Betrag berichtigt werden, der an- 
teilmäßig von den Werterhöhungen im Sinne des 
Absatzes 2 auf die Beteiligung entfällt. Durch die 
Verweisung auf § 1 Abs. 3 des Entwurfs wird die 
Hcraufschreibung um diesen Betrag ausgeschlossen, 
soweit dadurch der Zeitwert der Beteiligung am 
Stichtag der Berichtigungsbilanz überschritten 
würde, Nach Absatz 3 Satz 2 soll die Berichtigung 
auf Grund des Absatzes 1 ebenso wie der Ansatz 
endgültiger Werte für Wertpapiere und Anteile 
nach dem Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetz 
als Berichtigung nach § 47 DMBG behandelt werden. 
Abweichend von § 47 Abs. 1 DMBG soll jedoch die 
Einstellung des Berichtigungsbetrages in die gesetz- 
liche Rücklage (Sonderrücklage) nicht verlangt wer- 
den, wenn diese den zehnten Teil des Nennkapitals 
oder den in der Satzung bestimmten höheren Teil 
des Nennkapitals erreicht. Ein Zwang zu weiteren 
Zuweisungen an die gesetzliche Rücklage erscheint 
dann weder im Interesse der Gläubiger noch der 
Aktionäre erforderlich (vgl. § 8 des Entwurfs sowie 
§ 2 Abs. 1 des Gesetzes über die Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln und über die Gewinn- und 
Verlustrcchnung vom 23. Dezember 1959 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 789). 

Absatz 4 bestimmt die Jahresbilanz, in der die Be- 
richtigung erfolgen muß, wenn von der Berichti- 
gungsmöglichkeit nach Absatz 1 Gebrauch gemacht 
werden soll. Grundsätzlich muß die Berichtigung in 
der Jahresbilanz für das Geschäftsjahr vorgenom- 
men werden, in dem durch die Feststellung einer 
Jahresbilanz der Kapitalgesellschaft, an der die Be- 
teiligung besteht, feststeht, daß die Kapitalgesell- 
schaft — ggf. auch unter Berücksichtigung der in 
früheren Jahresbilanzen vorgenommenen Werterhö- 
hungen im Sinne des Absatzes 2 — nunmehr Wert- 
erhohungen im Gesamtbetrag von mindestens 
20 V. H. ihres in der Eröffnungsbilanz ausgewiese- 
nen Eigenkapitals vorgenommen hat (Absatz 4 
Satz 1). Wenn diese Jahresbilanz beim Inkrafttreten 
des Gesetzes bereits festgestellt ist, braucht die Be- 
richtigung nach Absatz 4 Satz 2 erst in der ersten 


nach dem Inkrafttreten des Gesetzes festgestellten 
Jahresbilanz zu erfolgen. 

Nach § 9 des Dritten D-Markbilanzergänzungsgeset- 
zes gelten die Vorschriften der §§ 1 bis 8 dieses 
Gesetzes über endgültige Wertansätze für Wert- 
papiere und Anteile mit gewissen Maßgaben auch 
für Geldinstitute, Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen. Dementsprechend sollen für diese 
Unternehmen auch die Vorschriften der Absätze 1 
bis 4 über die erneute Berichtigung des Wertansat- 
zes von Beteiligungen mit den in § 9 des Dritten 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes vorgesehenen 
Maßgaben gelten. Die Anwendbarkeit des § 7 des 
Entwurfs auf diese Unternehmen ergibt sich schon 
daraus, daß Absatz 1 auch die Berichtigung eines 
nach § 9 des Dritten D-Markbilanzergänzungsgeset- 
zes endgültigen Wertansatzes zuläßt. Entsprechend 
§ 9 Abs. 1 des Dritten D-Markbilanzergänzungsge- 
setzes sieht Absatz 5 Satz 1 vor, daß auch die er- 
neute Berichtigung des Wertansatzes einer Beteili- 
gung durch ein Geldinstitut, ein Versicherungsunter- 
nehmen oder eine Bausparkasse keine Wirkung auf 
die Umstellungsrechniing des Unternehmens hat. 
Nach Absatz 5 Satz 2 ist im übrigen auf die Berich- 
tigung § 9 Abs. 2 bis 7 des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes sinngemäß anzuwenden. Dies 
bedeutet vor allem, daß Geldinstitute, Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen bei der er- 
neuten Berichtigung ebenso wie bei der Berichti- 
gung von Wertansätzen auf Grund des Dritten 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes 30 v. H. des Be- 
richtigungsbetrages in Ausgleichsforderungen zu- 
rückzugewähren haben, da kein Anlaß besteht, die 
erneute Berichtigung anders als die Berichtigung 
nach dem Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetz 
zu behandeln. Die Anwendung des § 7 Abs. 3 Satz 2 
des Entwurfs wird ausdrücklich ausgeschlossen, 
weil der für sinngemäß anwendbar erklärte § 9 
Abs. 3 Satz 4 des Dritten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes besondere Vorschriften über die handels- 
rechtliche Verwendung des Betrages der Werterhö- 
hung enthält. 

Zum Dritten Abschnitt (§ 8) 

Bei der Schaffung des DMBG und bei der Neufest- 
setzung der Kapitalverhältnisse auf Grund dieses 
Gesetzes war die später eingetretene günstige Wirt- 
schaftsentwicklung nicht vorauszusehen. Die dama- 
lige Annahme, daß die deutsche Wirtschaft noch 
längere Zeit unter Kapitalarmut leiden und mit 
erheblichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben würde, hat den Gesetzgeber u. a. 
veranlaßt, in § 47 DMBG vorzuschreiben, daß Be- 
träge, die aus der Berichtigung von in der Eröff- 
nungsbilanz vorläufig bewerteten Vermögensgegen- 
ständen durch Ansatz endgültiger höherer Werte 
gewonnen werden, zur Verstärkung der gesetzlichen 
Rücklage (Sonderrücklage) verwendet werden müs- 
sen. Aus ähnlichen Gründen, aber auch aus der 
Vorsorge für die damals noch nicht bekannten Be- 
lastungen aus dem Lastenausgleich haben die Unter- 
nehmen bei der Neufestsetzung ihrer Kapitalver- 
hältnisse verhältnismäßig hohe Beträge in die 
gesetzliche Rücklage eingestellt. Die gesetzlidie 
Rücklage (Sonderrücklage) übersteigt infolgedessen 
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bei vielen Kapitalgesellschaften den in § 130 Abs. 2 
Nr. 1 AktG vorgesehenen zehnten Teil des Grund- 
kapitals oder den in der Satzung bestimmten höhe- 
ren Teil des Nennkapitals. Es erscheint weder im 
Interesse der Gesellschafter noch zum Schutz der 
Gläubiger erforderlich, die Gesellschaften zur Bei- 
behaltung einer gesetzlichen Rücklage (Sonderrück- 
lage) zu zwingen, deren Entstehen in diesem Aus- 
maß nicht gewollt und nicht erwartet worden war. 

§ 8 des Entwurfs gestattet deshalb die Überführung 
gewisser Teile der gesetzlichen Rücklage (Sonder- 
rücklage) in andere Rücklagen (freie Rücklagen). 

Nach Absatz 1 Satz 1 soll der den zehnten Teil des 
Nennkapitals oder den in der Satzung bestimmten 
höheren Teil des Nennkapitals übersteigende Betrag 
der gesetzlichen Rücklage (Sonderrücklage) in freie 
Rücklagen überführt werden können. Da diese Be- 
fugnis jedoch nur eingeräiimt wird, damit sie aus 
den oben erwähnten Gründen erfolgten übermäßigen 
Zuweisungen an die gesetzliche Rücklage rückgängig 
gemacht werden können, soll in freie Rücklagen 
höchstens die Summe der Beträge übei führt werden 
können, die der gesetzlichen Rücklage (Sonderrück- 
lage) bei der Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse 
zugewiesen worden sind und ihr in spateren .Jahres- 
bilanzen auf Grund des § 47 Abs. 1 DMBG zugeführt 
werden mußten. Absatz 1 Satz 2 erweitert diesen 
zur Überführung in freie Rücklagen zugelassenen 
Betrag für einen besonderen Fall. Rückerstattungs- 
berechtigte haben in ihrer Eröffnungsbilanz ihren 
Rückerstattungsansprudr wegen der Ungewißheit 
über den Ausgang des Rückerstattungsverfahrens 
häufig nur mit einem Erinnerungsposten oder mit 
einem sonstigen verhältnismäßig geringen Wert an- 
gesetzt. Wenn sie nach Durchführung der Rücker- 
stattung die rückerstatteten Vermögensgegenstände 
mit dem ihnen zukommenden höheren Wert ange- 
setzt und den Unterschiedsbetrag ganz oder teilweise 
der gesetzlichen Rücklage zugeführt haben, soll die 
gesetzliche Rücklage, soweit sie den in Absatz 1 
Satz 1 bestimmten Mindestbetrag überschreitet, auch 
in Höhe dieses Unterschiedsbetrages in freie Rück- 
lagen überführt werden können. 

Absatz 2 sieht die sinngemäße Anwendung der Re- 
gelung des Absatzes 1 auf Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften vor, da bei ihnen ähnliche Ver- 
hältnisse wie bei den Kapitalgesellschaften beste- 
hen. 

Zum Vierten Abschnitt (§ 9) 

Nach §§1,2 des Zweiten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes konnte die Fortsetzung von Kapitalgesell- 
schaften und Genossenschaften, die auf Grund des 
§ 80 Abs. 1 und 4 DMBG oder aus anderen Gründen 
vor der Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
aufgelöst worden waren, nur bis zum 31. Dezember 
1953 beschlossen werden. Für die Fälle, in denen 
den Unternehmen erst nach diesem Stichtag durch 
Abschluß eines Rückersjattungsverfahrens oder 
durch Rückgabe von Vermögensgegenständen auf 
Grund der Kontrollratsdirektive Nr. 50 die Wieder- 
aufnahme eines werbenden Geschäftsbetriebes mög- 
lich geworden ist, hat bereits § 14 des Dritten 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes zugelassen, daß die 


Fortsetzung noch bis zu gewissen späteren Zeit- 
punkten beschlossen werden kann. Inzwischen ist 
bekanntgeworden, daß es aufgelöste Unternehmen 
gibt, die mangels eines nennenswerten anderen 
Vermögens erst nach dem 31. Dezember 1953 durch 
die Rückgabe ihres Auslandsvermögens oder die 
Gewährung eines Ersatzes oder einer Entschädigung 
für das Auslandsvermögen oder durch die Möglich- 
keit zur endgültigen Bewertung anderer in der Er- 
öffnungsbilanz vorläufig bewerteter Vermögens- 
gegenstände das zur Wiederaufnahme einer werben- 
den Geschäftstätigkeit erforderliche Vermögen zu- 
rückerhalten. Durch § 9 des Entwurfs soll auch diesen 
Unternehmen die nach der gegenwärtigen Rechts- 
lage nicht zulässige Rückverwandlung in ein wer- 
bendes Unternehmen innerhalb angemessener Fristen 
ermöglicht werden. 

Nach Absatz 1 sollen vor der Neufestsetzung ihrer 
Kapitalverhältnisse aufgelöste Unternehmen, denen 
aus den genannten Gründen Vermögen anfällt, ihre 
Fortsetzung nach § 1 Abs. 1 bis 3, § 2 des Zweiten 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes beschließen kön- 
nen. Die Fortsetzung soll jedoch nach Absatz 2 nur 
unter der weiteren Voraussetzung zulässig sein, 
daß die Werterhöhungen, die durch die endgültige 
Bewertung des Auslandsvermögens oder sonstiger 
vorläufig bewerteter Vermögensgegenstände ge- 
wonnen werden, den in § 44 Abs. 1 und 2 DMBG 
bestimmten Mindestnennbetrag des Nennkapitals 
erreichen. Dadurch soll die Zulässigkeit der Fortset- 
zung auf die Fälle beschränkt werden, in denen das 
Unternehmen wirklich erst durch die endgültige Be- 
wertung die für seine Fortsetzung erforderliche Ka- 
pitalgrundlage erlangt. Der Zeitpunkt, bis zu dem 
die Fortsetzung spätestens beschlossen werden 
kann, ist in Absatz 3 bestimmt. Die Unternehmen 
sollen die Fortsetzung nach der Rückgabe des Aus- 
landsvermögens oder nach dem Wegfall des Grun- 
des für die vorläufige Bewertung der Vermögens- 
gegenstände noch bis zum Ablauf des darauffol- 
genden Kalenderjahres beschließen können, damit 
sie eine ausreichende Überlegungszeit erhalten (Ab- 
satz 3 Satz 1). Wenn die Voraussetzungen für die 
Fortsetzung schon vor dem Inkrafttreten des Geset- 
zes eingetreten sind, soll aus den gleichen Gründen 
die Fortsetzung noch bis zum 31. Dezember 1961 
beschlossen werden können (Absatz 3 Satz 2). 

Zum Fünften Abschnitt (§ 10) 

Vorschriften über eine zwangsweise Tilgung von 
Kapitalverlustkonten, die auf Grund des § 38 DMBG 
in die Eröffnungsbilanz eingestellt worden sind, 
sind bisher nicht getroffen worden (vgl. § 38 Ab- 
satz 5 Satz 1 DMBG). Es erscheint auch weiterhin 
nicht zweckmäßig, eine bestimmte Frist für die Til- 
gung unter Androhung der Auflösung des Unter- 
nehmens zu bestimmen, da die Verhältnisse bei den 
einzelnen Unternehmen zu verschieden sind. § 10 
des Entwurfs begnügt sich daher damit, Vorschrif- 
ten über die zur Tilgung von Kapitalverlustkonten 
zu verwendenden Beträge zu treffen. Soweit § 10 
vorsieht, daß Werterhöhungen auf Grund der Be- 
richtigung von Wertansätzen nach § 47 Abs. 1 
DMBG sowie die jährlichen Reingewinne zur Til- 
gung zu verwenden sind, entspricht dies der schon 
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nach geltendem Recht auf Grund der Verweisung 
des § 38 Abs. 6 DMBG auf § 36 Abs. 2 Satz 4 
DMBG bestehenden Rechtslage. Ausdrücklich auf- 
rechterhalten werden auch sonstige gesetzliche Vor- 
schriften, die die Verwendung bestimmter Beträge 
zur Tilgung von Kapitalverlustkonten vorschreiben, 
insbesondere § 38 Abs. 5 Satz 2 DMBG in der Fas- 
sung des § 12 Nr. 6 des Dritten D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzes. Neu ist dagegen, daß auch Werl- 
erhöhungen auf Grund der Änderung von Wert- 
ansätzen nach §§ 1 bis 4 des Entwurfs zur Tilgung 
zu verwenden sind. Diese Werterhöhungen beruhen 
zwar nicht auf einer Berichtigung im Sinne des § 47 
DMBG, sie stehen aber den Werterhöhungen auf 
Grund von Berichtigungen der Sache nach nahe. Im 
übrigen werden durch diese Werterhöhungen ge- 
rade die Verluste ganz oder teilweise ausgeglichen, 
die Anlaß zu der Einstellung des Kapitalverlustkon- 
tos gegeben haben. Sie müssen daher auch zur Til- 
gung des zum Ausgleich dieser Verluste in die Er- 
öffnungsbilanz eingestellten Kapitalverlustkontos 
verwendet werden. 

Zum Sechsten Abschnitt (§ 11) 

Nach § 4 Abs. 1 Satz 3 des Zweiten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes dürfen neue Einzelurkunden, 
die nach § 41 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
für auf Reichsmark lautende Aktienurkunden aus- 
zufertigen sind, erst ausgegeben werden, wenn die 
Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse der Aktien- 
gesellschaft in das Handelsregister eingetragen 
worden ist. Infolge dieser Regelung ist es den vor 
der Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse auf- 
gelötsten Aktiengesellschaften nach geltendem Recht 
auch nach Durchführung der Wertpapierbereinigung 
nicht möglich, die Aktienrechte ihrer Aktionäre in 
neuen Aktienurkunden zu verbriefen. Die nach § 9 ff. 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes ausgestellte 
Sammelurkunde kann nicht durch neue Einzelurkun- 
den ecsetzt und die durch das Wertpapierbereini- 
gungsgesetz angeordnete zwangsweise Sammelver- 
wahnmg nicht nach § 7 des Depotgesetzes aufgelöst 
werden. Die Aktionäre, die im Wertpapierbereini- 
gungs verfahren durch Erteilung von Gutschriften 
als Berechtigte anerkannt worden sind, haben ledig- 
lich Miteigentum an der Sammelurkunde (§ 13 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes}, über das sie nur 
durch Abtretung des Herausgabeanspruchs verfü- 
gen können. Bei aufgelösten Aktiengesellschaften, 
bei denen mit einer längeren Dauer der Abwick- 
lung gerechnet werden muß, befriedigt diese Rechts- 
lage nicht. Andererseits erscheint es schon aus 
Gründen der Sicherheit des Rechtsverkehrs nicht 
angebracht, heute noch schlechthin eine Neuaus- 
gabe von auf Reichsmark lautenden Aktienurkun- 
den zu gestatten. Durch § 11 des Entwurfs soll des- 
halb den aufgelösten Aktiengesellschaften zwar 
die Befugnis gegeben werden, ohne Eintragung der 
Neufestsetzung Einzelurkunden auszugeben. Die 
neuen Urkunden sollen aber ausdrücklich die 
besondere Bezeichnung „Liquidationsanteilschein" 
tragen müssen, damit Verwechselungen mit den 
durch das Wertpapierbereinigungsgesetz für kraft- 
los erklärten alten Reichsmarkaktienurkunden und 


damit zusammenhängende etwaige Mißbräuche 
ausgeschlossen werden. 

Nach Absatz 1 sollen aufgelöste Aktiengesellschaf- 
ten und Kommanditgesellschaften auf Aktien, die 
ihre Kapitalverhältnisse nicht neu feistgesetzt haben, 
die Befugnis erhalten, abweichend von den Vor- 
schriften des Zweiten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes Einzelurkunden auszustellen. Die Befug- 
nis soll jedoch nur zur Ausgabe von Einzelurkun- 
den in Höhe des Reichsmark-Nennbetrages der 
Sammelurkunde bestehen, da die Aktionäre, deren 
Reichsmarkaktienurkunden mit Lieferbarkeitsbe- 
scheinigungen versehen worden sind, bereits eine 
in Kraft gebliebene Aktienurkunde besitzen. 

Absatz 2 Satz 1 schreibt aus den erwähnten Grün- 
den vor, daß die neuen Einzelurkunden die Bezeich- 
nung „ Liquida tionsanteilschein" tragen und den 
Nennbetrag der Reichsmarkaktien angeben müssen, 
an deren Stelle sie treten sollen. Absatz 2 Satz 2 
stellt klar, daß für die Liquidationsanteilscheine im 
übrigen, insbesondere, was ihre Form und die 
Rechtsstellung anlangt, die sie gewähren, die all- 
gemeinen Vorschriften über Aktienurkunden gel- 
ten. 

Nach Absatz 3 Satz 1 sind die Liquidationsanteil- 
scheine, da sie die Sammelurkunde ersetzen sollen, 
bei der Wertpapiersammelbank einzuliefern. Mit 
der Einlieferung bei der Wertpapiersammelbank 
sollen die Berechtigten an Stelle des Miteigentums 
an der Sammel urkunde Miteigentum nach Bruch- 
teilen an den zum Sammelbestand ein gelieferten 
Einzelurkunden nach Maßgabe der Vorschriften des 
Depotgesetzes über die Sammelverwahrung erwer- 
ben; die Einlieferung soll von der Wertpapier- 
sammelbank auf Kosten der Gesellschaft im Bundes- 
anzeiger bekanntgemacht werden (Absatz 3 Satz 2). 


Zum Zweiten Teil 

Im Zweiten Teil des Entwurfs (§§ 12 bis 17) sind 
die steuerlichen Vorschriften zusammengefaßt. 

Zum Ersten Abschnitt 

Der Erste Abschnitt des Zweiten Teils des Entwurfs 
(§§ 12 bis 15) enthält die steuerrechtlichen Vor- 
schriften zu den ersten beiden Abschnitten des 
Ersten Teils {§§ 1 bis 7). 

§ 12 enthält die steuerlichen Vorschriften über die 
endgültige Bewertung des Auslandsvermögens und 
sonstiger vorläufig bewerteter Vermögens gegen- 
stände und die Auswirkungen der Wertänderungen 
nach diesem Entwurf auf die steuerliche Gewinn- 
ermittlung. § 13 behandelt die Heranziehung der in 
diesem Entwurf behandelten Vermögensgegen- 
stände zur Vermögensteuer und § 14 die Heran- 
ziehung zur Vermögensabgabe und zur Kredit- 
gewinnabgabe. § 15 befaßt sich mit den Einkünften, 

; die im Zusammenhang mit der Rückgabe von 
i beschlagnahmten Auslandsvermögen, das zum Pri- 
vatvermögen des Eigentümers gehörte, zufließen. 
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Zu § 12 

Die eingangs unter Buchstabe A (Allgemeine Be- 
merkungen) geschilderten Schwierigkeiten, den 
Wert des vorläufig bewerteten Vermögens, ins- 
besondere des zurückgegebenen Auslandsvermö- 
gens, auf den Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz 
rückwirkend zu ermitteln und außerdem auch noch 
zwischen dem am Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz 
bereits vorhandenen Vermögen einerseits und den 
bis zur Rückgabe angefallenen Erträgen oder ein- 
getretenen Verlusten andererseits zu unterschei- 
den, bestehen auch für die Besteuerung dieser Ver- 
mögensgegenstände. In den steuerlichen Vorschrif- 
ten des Entwurfs ist daher vorgesehen, dem bilanz- 
technischen Verfahren der handelsrechtlichen Vor- 
schriften des Ersten Teils des Entwurfs auch für die 
steuerliche Gewinn ermittlung zu folgen. 

Hierzu wird in Absatz 1 der Grundtatbestand der 
Einsetzung des endgültigen Werts nach diesem Ent- 
wurf geregelt, nämlich die Fälle, in denen der zu- 
rückgegebene Gegenstand des Auslandsvermögens 
am Stichtag der in § 2 des Entwurfs bestimmten 
Änderungsbilanz noch zum Betriebsvermögen ge- 
hört. Absatz 2 behandelt darüber hinaus den Fall, 
daß die Wertänderung erst in einer späteren Jah- 
resbilanz vorgenommen werden kann, als in der 
Bilanz für das Wirtschaftsjahr, in dem die Rückgabe 
erfolgte. Absatz 3 regelt die Fälle, in denen Ver- 
mögensgegenstände zwar erst nach der Rückgabe, 
jedoch noch vor dem Stichtag der Änderungsbilanz 
veräußert oder aus dem Betriebsvermögen entnom- 
men worden sind. Absatz 4 befaßt sich mit den Fäl- 
len, in denen Gegenstände des Auslandsvermögen^ 
bereits vor der Rückgabe veräußert oder aus dem 
Betriebsvermögen entnommen worden sind. Ab- 
satz 5 betrifft die Ablösungsbeiträge und ähnlichen 
Aufwendungen, die für die Rückgabe von Ver- 
mögensgegenständen geleistet werden. Absatz 6 
sieht eine entsprechende Regelung der Vorschriften 
über die Rückgabe des Auslandsvermögens für die 
sonstigen in diesem Entwurf geregelten vorläufin 
bewerteten Vermögensgegenstände vor. Absatz 7 
dehnt die gesamte Regelung des § 12 auf Steuer- 
pflichtige aus, die nicht unter die Vorschriften des 
DMBG fallen, jedoch gleichfalls ihren Gewinn durch 
Bestandsvergleich ermitteln. 

Im einzelnen ist in Absatz 1 Satz 1 vorgesehen, daß 
ein nach § 2 Abs. 2 des Entwurfs endgültiger Wert- 
ansatz für Vermögensgegenstände im Sinne des § 1 
auch für die steuerliche Gewinnermittlung als Aus- 
gangswert zugrunde zu legen ist. 

Die Änderung des bisherigen Wertansatzes hat 
nach Absatz 1 Satz 2 auf die steuerliche Gewinn- 
ermittlung keinen Einfluß. Damit werden auch die 
zwischen dem Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz und 
dem Zeitpunkt der Rückgabe angefallenen Erträge 
von den Steuern vom Einkommen und Ertrag be- 
freit. Andererseits werden jedoch auch die in dieser 
Zeit eingetretenen Wertminderungen oder anderen 
Verluste des vorläufig bewerteten Vermögens 
steuerlich nicht berücksichtigt. Eine steuerliche Er- 
fassung dieser Erträge und Verluste ist allein schon 
auf Grund der bereits erwähnten Schwierigkeiten, 
das zurückgegebene Vermögen in am Stichtag der 


DM-Eröffnungsbilanz vorhandene Substanz einer- 
seits und in spätere Erträge oder Verluste anderer- 
seits aufzuteilen, kaum durchführbar. 

Da als Ausgangswert für die Steuern vom Einkom- 
men der Wert maßgebend ist, der den Vermögens- 
gegenständen im Zeitpunkt der Rückgabe beizule- 
gen ist, werden nach der Rückgabe sich ergebene 
Werterhöhungen und Erträge von selbst nach den 
allgemeinen Bilanzierungsgrundsätzen bei ihrer 
Realisierung steuerlich erfaßt. Auch Abschreibungen 
und Wertminderungen des zurückgegebenen Ver- 
mögens, die nach der Rückgabe veranlaßt sind, wer- 
den nach den allgemeinen Bilanzierungsgrundsätzen 
steuerlich berücksichtigt mit Ausnahme der Ab- 
schreibungen und Wertminderungen, die zwischen 
dem Zeitpunkt der Rückgabe und dem Stichtag der 
nach § 2 des Entwurfs maßgebenden Änderungs- 
bilanz veranlaßt waren. Letztere würden auf Grund 
der Anordnung in § 1 Abs. 3 des Entwurfs, daß sie 
bereits beim Ansatz des Änderungswerts zu berück- 
sichtigen sind, sich steuerlich nicht erfolasmindernd 
auswirken. Um die Berücksichtigung solcher Wert- 
minderungen und anderer nach der Rückgabe erlit- 
tenen Vermögensverluste steuerlich nicht zu 
sagen, ist in Absatz 1 Satz 3 vorgesehen, daß in 
Höhe dieser Verluste ein Betrag außerhalb der “R’ 
lanz vom steuerlichen Gewinn abgezogen werden 
kann. 

Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Entwurfs ist die 
Änderung des bisherigen Wertansatzes nach § 1 des 
Entwurfs grundsätzlich in der Jahresbilanz für das 
Wirtschaftsjahr vorzimehmen, in dem die Rückgabe 
der Vermögensgegenstände erfolgt ist. Ist diese 
Jahresbilanz bei Inkrafttreten dieses Entwurfs be- 
reits festgestellt, so tritt an ihre Stelle die erste 
Jahresbilanz, die nach dem Inkrafttreten des Geset- 
zes festgestellt wird (§ 2 Abs. 1 Satz 3 des Ent- 
wurfs). Bei der steuerlichen Gewinnermittlung sol- 
len zwar Wertänderungen der Gegenstände, die in 
der Zeit zwischen dem Stichtag der DM-Eröffnungs- 
bilanz und dem Zeitpunkt der Rückgabe eingetre- 
ten sind, nicht erfaßt werden (Absatz 1 Satz lund2). 
Nach der Rückgabe eingetretene Wertänderungen 
sollen jedoch, gleichgültig, ob es sich um gewinn- 
erhöhende oder gewinnmindernde Tatsachen han- 
delt, steuerlich berücksichtigt werden. Zum Zwecke 
einer periodengerechten Gewinnermittlung ist da- 
her in Absatz 2 Satz 1 vorgesehen, daß Änderungen 
des Wertansatzes, die nach den Vorschriften des 
§ 2 Abs. 1 Satz 3 des Entwurfs erst in einer Bilanz 
für ein Wirtschaftsjahr vorgenommen werden, das 
nach der Rückgabe der Vermögensgegenstände be- 
gonnen hat, für die Steuern vom Einkommen und 
Ertrag bereits als in der Steuerbilanz des Wirt- 
schaftsjahrs als vorgenommen gelten, in dem die 
Vermögensgegenstände zurückgegeben worden sind. 
Entsprechend ist auch die nach Absatz 1 Satz 3 
außerhalb der Bilanz vorgesehene Berücksichtigung 
von Abschreibungen und Wertminderungen, die 
nach der Rückgabe, jedoch vor dem Stichtag der 
Änderungsbilanz sich ergeben haben, bereits in dem 
Wirtschaftsjahr vorzunehmen, in dem die wertmin- 
dernden Umstände eingetreten sind (Absatz 2 
Satz 2). 

Diese steuerliche Verlagerung der Änderung des 
Wertansatzes von dem Wirtschaftsjahr, dessen Han- 
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delsbilanz geändert wird, in das vergangene Wirt- 
schaftsjahr, in dem die Wertänderung tatsächlich 
eingetreten ist, ist nach Absatz 2 Satz 3 auch dann 
durchzuführen, wenn die Veranlagung rechtskräftig 
oder die Verjährungsfrist abgelaufen ist. 

Ist ein Vermögensgegenstand im Sinne des § 1 des 
Entwurfs zurückgegeben worden und dann noch vor 
dem Stichtag der in § 2 Abs. 1 des Entwurfs für die 
Wertänderung vorgesehenen Jahresbilanz veräu- 
ßert oder dem Betriebsvermögen entnommen wor- 
den, so kann in der Handelsbilanz keine Wertände- 
rung mehr vorgenommen werden, da der Gegen- 
stand am Stichtag der nach § 2 des Entwurfs maß- 
gebenden Bilanz nicht mehr zum Betriebsvermögen 
gehört hat. Um auch in diesen Fällen die Rückgabe 
erfolgsneutral zu gestalten, jedoch Wertänderungen, 
die nach der Rückgabe eingetreten sind, steuerlich 
zu berücksichtigen, sieht Absatz 3 Satz 1 vor, daß 
als Ausgangswert für die steuerliche Gewinnermitt- 
lung der Wirtschaftsjahre, die nach der Rückgabe 
enden, d. h. also insbesondere für die Berechnung des 
Veräußerungsgewinns (-verlusts) oder des Entnahme- 
gewinns (-verlusts), der Wert zugrunde zu legen 
ist, der dem veräußerten oder entnommenen Gegen- 
stand im Zeitpunkt der Rückgabe beizulegen ist. 

Um auch hier die gleichen Vorteile wie bei der er- 
folgsneutralcn Änderung eines bisherigen Wert- 
ansatzes nach Absatz 1 zu gewähren, sieht Absatz 3 
Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 vor, daß 
der Wertunterschied zwischen dem Ausgangswert, 
d. h. dem Wert des Gegenstands im Zeitpunkt der 
Rückgabe, und einem früheren Wertansatz bei der 
steuerlichen Gewinnermittlung nicht zu berücksich- 
tigen ist. 

Nach Absatz 3 Satz 1 ist bei einer Veräußerung der 
Vermögensgegenstände nach der Rückgabe, jedoch 
vor dem Stichtag der in § 2 Abs. 1 des Entwurfs be- 
stimmten Jahresbilanz für die Ermittlung des Ver- 
äußerungs- bzw. Entnahmegewinns der Wert im 
Zeitpunkt der Rückgabe als Ausgangswert zugrunde 
zu legen. Diese Bestimmung und die in Absatz 3 
Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 ausge- 
sprochene Befreiung des Wertunterschiedes zwi- 
schen dem Wert im Zeitpunkt der Rückgabe und 
einem früheren Wertansatz gelten nach Absatz 3 
Satz 2 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 3 auch 
dann, wenn Veranlagungen rechtskräftig sind oder 
die Verjährungsfrist abgelaufen ist. Dadurch sollen 
Steuerpflichtige, die für das Kalenderjahr, in das 
der Zeitpunkt der Rückgabe fiel, schon rechtskräftig 
veranlagt sind, oder für die die Verjährungsfrist 
bereits abgelaufen ist, noch rückwirkend die Vor- 
teile dieses Gesetzentwurfs erfahren und für Wert- 
erhöhungen und Erträge des zurückgegebenen 
Vermögensgegenstands, die auf die Zeit zwischen 
dem Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz und der 
Rückgabe entfallen, Steuerfreiheit beanspruchen 
können. 

Vermögensgegenstände im Sinne des § 1 des Ent- 
wurfs bzw. der Anspruch auf Rückgabe solcher Ver- 
mögensgegenstände sind in einzelnen Fällen vor 
der Rückgabe veräußert oder dem Betriebsver- 
mögen entnommen worden. Hierfür bestimmt Ab- 
satz 4 Satz 1, daß die Veräußerung oder die Ent- 
nahme bei der steuerlichen Gewinnermittlung er- 


folgsneutral zu behandeln ist, indem der erzielte 
Veräußerungserlös oder im Falle der Entnahme der 
Teilwert im Zeitpunkt der Entnahme für die Ge- 
winnermittlung als Ausgangswert zugrunde zu 
legen ist. Der Unterschiedsbetrag zwischen diesem 
Ausgangswert und einem früheren Wertansatz wird 
bei der steuerlichen Gewinnermittlung nicht berück- 
sichtigt (Absatz 4 Satz 2 in Verbindung mit Ab- 
satz 1 Satz 2). Diese für eine Veräußerung oder Ent- 
nahme vor der Rückgabe vorgesehene Regelung 
des Absatzes 4 Satz 1 kann auch dann in Anspruch 
genommen werden, wenn die Veranlagung des Jah- 
res der Veräußerung oder der Entnahme rechtskräf- 
tig oder die Verjährungsfrist abgelaufen ist (Ab- 
satz 4 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 3). 

Die Rückgabe des Auslandsvermögens erfolgt in 
vielen Fällen nur gegen Leistung von Ablösungs- 
zahlungen oder ähnlichen Aufwendungen, die von 
dem Beschlagnahmestaat oder den von ihm mit der 
Verwaltung oder der Rückgabe des Vermögens beauf- 
tragten Behörden, Treuhändern usw. erhoben wer- 
den. Die Verpflichtung zur Leistung eines solchen 
Ablösungsbeitrags oder ähnlicher Aufwendungen 
bedeutet wirtschaftlich, daß das beschlagnahmte 
Vermögen nur in Höhe des um den Ablösungs- 
beitrag und ähnliche Aufwendungen geminderten 
Werts zurückgegeben wird. 

Der Empfänger des zurückgegebenen Vermögens 
soll nach den in den Absätzen 1 bis 4 zum Ausdruck 
gebrachten Grundsätzen bei der steuerlichen Ge- 
winnermittlung so gestellt werden, als ob er das 
Vermögen mit allen bei seiner Rückgabe vorhan- 
denen Rechten und es belastenden Pflichten bereits 
am Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz besessen hätte. 
Die erfolgsneutrale Einbuchung der Aktiven des 
zurückgegebenen Auslandsvermögens verlangt des- 
halb notwendigerweise auch die erfolgsneutrale Ein- 
buchung der bei der Rückgabe übernommenen Pas- 
siven. Zu den Verpflichtungen, die somit erfolgs- 
neutral einzubuchen sind, gehören auch die Ab- 
lösungsbeiträge und ähnlichen Aufwendungen, die 
mit der Rückgabe des Auslandsvermögens in un- 
mittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehen. 
Nach Absatz 5 sind daher diese Ablösungsbeiträge 
und ähnlichen Aufwendungen bei den Steuern vom 
Einkommen und Ertrag nicht abzugsfähig. Bei die- 
ser Vorschrift handelt es sich nach den vorstehen- 
den Ausführungen nur noch um eine notwendige 
Folge des bereits in den Absätzen 1 bis 4 festgeleg- 
ten Grundsatzes, daß das Auslandsvermögen höch- 
stens mit dem Wert, der ihm im Zeitpunkt der Rück- 
gabe beizulegen ist, erfolgsneutral in das Betriebs- 
vermögen übernommen werden kann. 

Die Regelung der Absätze 1 bis 5 für die steuerliche 
Behandlung der Rückgabe von Auslandsvermögen 
gilt nach Absatz 6 entsprechend, wenn an Stelle der 
Rückgabe eines beschlagnahmten Vermögensgegen- 
stands ein anderer Gegenstand oder eine Entschä- 
digung gewährt wird oder wenn einer der übrigen 
in § 3 des Entwurfs bestimmten Tatbestände vor- 
liegt, die der Rückgabe von Auslandsvermögen 
gleichgestellt sind. 

Ferner sind nach Absatz 6 die Absätze 1 bis 5 ent- 
sprechend anzuwenden, wenn bei Vermögensgegen- 
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ständen im Sinne des § 4 des Entwurfs der Grund 
für ihre bisherige vorläufige Bewertung entfallen 
ist und gesetziich nicht ein besonderer endgüJtiger 
Wert bestimmt ist. An die Stelle des Zeitpunkts der 
Rückgabe des Auslandsvermögens tritt hier der Zeit- 
punkt, in dem der Grund für die vorläufige Bewer- 
tung entfallen ist (Absatz 6 letzter Halbsatz). Ebenso 
soll die Regelung der Absätze 1 bis 5 auch für die 
Änderung von Wertansätze, die Geldinstitute, Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkassen nach § 5 
des Entwurfs vornehmen, sowie für die nach § 6 
des Entwurfs vorgesehene Änderung eines Erinne- 
rungspostens gelten, der in einer nach den Vor- 
schriften des D-Markbilanzgesetzes für das Saarland 
aiifgestellten Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 
vorläufig ausgewiesen ist. 

Entsprechend der Regelung in § 74 Abs. 4 DMBG ist 
die in den Absätzen 1 bis 6 getroffene Regelung 
auch bei der steuerlichen Gewinnermittlung von 
Personen anzuwenden, die nicht unter § 1 des DMBG 
fallen, aber ihren Gewinn nach § 4 Abs. 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes durch Bestandsvergeich er- 
mitteln, also insbesondere bilanzierender Angehö- 
riger freier Berufe und bilanzierender Landwirte 
(Absatz 7). 

Zu § 13 

Die Nichtanwendung der §§47 und 74 DMBG in den 
in Absatz 1 bezeichneten Fällen ergibt sich bereits 
aus § 12 des Entwurfs. Daraus folgt weiter, daß 
insoweit auch § 75 DMBG nicht mehr anwendbar ist. 
Absatz 1 Halbsatz 1 hat daher nur klarstellende 
Bedeutung. 

Die sich aus der Nichtanwendung des § 75 DMBG 
ergebende neue Rechtslage berührt die Einheits- 
wertfeststellung gewerblicher Betriebe zum 21. Juni 
1948 (in Berlin-West zum 1. April 1949) mit Wir- 
kung für alle an diesen Einheitswert anknüpfenden 
Steuern (Vermögensteuer, Gewerbekapitalsteuer, 
Vermögensabgabe, Kreditgewinnabgabe). Absatz 1 
zweiter Halbsatz verweist dabei auf. die für die Be- 
handlung des Auslandsvermögens bei den oben ge- 
nannten Lastenausgleichsabgaben in § 14 vorge- 
sehene besondere Regelung. Hierzu ist an dieser 
Stelle folgendes zu bemerken: 

Bei den genannten Lastenausgleichsabgaben soll 
die sich aus der Nichtanwendung des § 75 DMBG 
ergebende neue Rechtslage uneingeschränkt nur für 
die Behandlung der in § 4 Abs. 1 und 4 des Ent- 
wurfs bezeichneten Vermögensgegenstände gelten. 
Der damit verbundene Verzicht auf die Erfassung 
der die vorläufigen Wertansätze übersteigenden 
Mehrwerte kann hier in Kauf genommen werden. 
Es handelt sich dabei in der Hauptsache um Ent- 
schädigungsansprüche auf Grund von Sondergeset- 
zen (z. B. nach dem Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetz), bei denen eine zusätzliche Belastung durch 
die Vermögensabgabe nicht gerechtfertigt ist. Die 
etwa sonst noch in Betracht kommenden Tat- 
bestände sind schwer abgrenzbar und zumeist nicht 
besonders bedeutsam. Im Gegensatz dazu hat das 
in den §§ 1 bis 3 des Entwurfs behandelte Auslands- 


vermögen größenmäßig ein solches Gewicht, daß 
bei der Vermögensabgabe mit Rücksicht auf deren 
lange Laufzeit und aus einer Reihe weiterer Gründe 
ein Verzicht auf die Erfassung auch dieser Werte 
nicht zu verantworten wäre; es war daher erforder- 
lich, insoweit eine Ersatzregelimg zu treffen (vgl. 
hierzu im einzelnen die Begründung zu § 14). Bei 
der Vermögensteuer wirkte sich demgegenüber die 
bisherige Bindung an die Koppelimgsvorschrift des 
§ 75 DMBG insoweit nur auf die Dauer eines Jahres, 
nämlich des Kalenderjahres 1949, aus, da diese Bin- 
dung für Stichtage ab 1. Januar 1950 wieder ent- 
fiele. Es ist daher vom Standpunkt der Vermögen- 
steuer folgerichtig, die aus dem Wegfall der Bin- 
dung sich ergebende neue Rechtslage, die das Auf 
und Ab bei der Erfassung dieser Vermögensgegen- 
stände beseitigt, hinzunehmen. Hierdurch wird fer- 
ner erreicht, daß das Auslandsvermögen bei den 
Steuern vom Vermögen einheitlich — bei der Ver- 
mögensabgabe im Rahmen der in § 14 vorgesehe- 
nen Sonderregelung — bis zur Freigabe keiner Be- 
lastung unterliegt. 

Absatz 2 behandelt die Fälle, in denen auf Grund 
der bisherigen Rechtslage Berichtigungen nach 
§§ 47, 74 DMBG in den genannten Fällen erfolgt 
und entsprechend geänderte Einheitswertbescheide 
und Veranlagungsbescheide ergangen sind. Auch in 
diesen Fällen soll die neue Regelung Platz greifen, 
und zwar auch dann, wenn bereits Rechtskraft und 
Verjährung eingetreten sind. Die Rückberichtigung 
bei der Einheitswertfeststellung würde in der Weise 
zu erfolgen haben, daß an die Stelle des seinerzeit 
berichtigten Wertansatzes wieder der Wertansatz 
tritt, der als vorläufiger Wertansatz in die DM-Er- 
öffnungsbilanz eingestellt und der ursprünglichen 
Einheitswertfeststellung zugrunde gelegt worden ist. 

Absatz 3 enthält für die Berliner Altbanken eine 
den Absätzen 1 und 2 entsprechende Regelung. Bei 
diesen Banken finden die Bestimmungen der §§ 73 
bis 75 DMBG keine Anwendung (§ 27 Abs. 2 des 
Altbanken-Bilanz-Gesetzes vom 10. Dezember 1953, 
GVBl. Berlin S. 1488). Für die Zwecke der Besteue- 
rung vom Vermögen ist statt der Anwendung des 
§ 75 DMBG in § 27 des 3. DMBEG bestimmt worden, 
daß bei der Hauptfeststellung der Einheitswerte auf 
den 1. April 1949 die in die steuerliche DM-Er- 
Öffnungsbilanz auf den 1. Januar 1953 eingestellten 
Werte anzusetzen sind. In die steuerliche DM-Er- 
öffnungsbilanz sind die Wertansätze aus der Alt- 
bankenrechnung zu übernehmen (§§ 12, 19 des Alt- 
banken-Bilanz-Gesetzes). Da jedoch in der Alt- 
bankenrechnung die Wertansätze für das Auslands- 
vermögen und für die sonstigen vorläufig bewerte- 
ten Vermögensgegenstände u. U. berichtigt werden 
müssen, würden die so berichtigten Werte auf die- 
sem Wege im Einheitswert auf den 1. April 1949 
angesetzt und damit in der Höhe, in der sie nach 
den umstellungsrechtlichen Vorschriften berichtigt 
würden, den Steuern vom Vermögen unterworfen 
werden. § 13 Abs. 3 des Entwurfs hat den Zweck, 
dieses Ergebnis zu verhindern und die für die ande- 
ren Unternehmen in den Absätzen 1 und 2 ge- 
troffene Regelung auch für die Berliner Altbanken 
gelten zu lassen. 
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Zu § 14 

§ 14 sieht in erster Linie für Zwecke der Vermö- 
gensabgabe eine Sondervorschrift vor, die — wenn 
auch in erheblich abgemilderter Form — eine Er- 
satzregelung für die sich nach bisheriger Rechtslage 
aus dem Koppelungsgrundsatz des § 75 DMBG er- 
gebende Heranziehung des Auslandsvermögens zum 
Lastenausgleich darstellt. Zur Begründung ist im 
einzelnen folgendes zu bemerken: 

1. Bei der Bedeutung, die der Vermögensabgabe 
im Hinblick auf ihr Gewicht und ihre lange 
Laufzeit zukommt, war es ein Gebot der Gerech- 
tigkeit, für solche Gruppen von Fällen, in denen 
das Schicksal des Vermögens an dem für die 
Zurechnung maßgebenden Stichtag in der 
Schwebe war, eine Regelung zu treffen, die es 
ermöglicht, das Vermögen rückwirkend dem- 
jenigen zuzurechnen, dem es endgültig verbleibt. 
Aus diesem Grunde bestimmt § 27 Abs. 1 LAG 
für die Fälle der Rückerstattung, daß die ding- 
lichen und schuldrechtlichen Folgen des Rück- 
erstattungsverfahrens als zu Beginn des 21. Juni 
1948 eingetreten gelten. Auf ähnlichen Erwä- 
gungen beruhen die Vorschriften über die Be- 
richtigung vorläufiger Wertansätze in der DMEB 
mit Wirkung für den Lastenausgleich (§ 74 Abs. 2 
und 3, § 75 DMBG). Auch diese Vorschriften, die 
u. a. auf das Auslandsvermögen Anwendung 
finden, sollen gewährleisten, daß die Heranzie- 
hung zum Lastenausgleich so erfolgt, wie es nach 
Wegfall der zeitlich bedingten Ungewißheit der 
Sachlage entspricht. Würde das freigegebene 
Auslandsvermögen aus dieser Regelung heraus- 
genommen werden, ohne daß anderweitig ein 
Ausgleich erfolgt, so wäre dies mit dem in der 
Koppelungsvorschrift des § 75 DMBG zum Aus- 
druck gekommenen Willen des Gesetzgebers, 
auch dieses Vermögen dem Lastenausgleich zu 
unterwerfen, unvereinbar. Wenn aus zwingenden 
formellen Gründen an der bisherigen Methode 
der Erfassung des freigegebenen Auslandsver- 
mögens im Wege der Berichtigung des vorläu- 
figen Wertansatzes nach §§ 47, 74 und 75 DMBG 
nicht festgehalten werden kann, muß danach eine 
der bisherigen Regelung möglichst nahekom- 
mende Ersatzlösung geschaffen werden. 

2. Ausländer, die am Währungsstichtag im Bundes- 
gebiet oder in Berlin (West) gewohnt haben, 
unterliegen der Vermögensabgabe auch mit 
ihrem gesamten Auslandsvermögen. Ein Verzicht 
auf die Erfassung des freigegebenen Auslands- 
vermögens im Rahmen des 4. DMBEG würde so- 
mit nur den deutschen Staatsangehörigen (In- 
länder) zugute kommen und folgende Lage her- 
beiführen: Die ausländischen Staatsangehörigen 
haben mit ihrem ausländischen Vermögen nach 
wie vor zum deutschen Lastenausgleich beizu- 
tragen, während die deutschen Staatsangehörigen 
mit ihrem freigegebenen Auslandsvermögen 
durch den deutschen Gesetzgeber einseitig da- 
von befreit wären. Eine solche unterschiedliche 
Behandlung würde voraussichtlich dazu führen, 
daß eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes 
(Artikel 3 Abs. 1 GG) geltend gemacht würde, 
und zwar nicht nur von Ausländern, sondern 


auch von solchen Inländern, die auf Grund be- 
sonderer gesetzlicher Regelungen mit dem unter 
diese Regelung fallenden Auslandsvermögen be- 
reits zum Lastenausgleich herangezogen worden 
sind oder — was auf das gleiche hinausläuft — 
lediglich zur Vermeidung einer solchen Bela- 
stung gleichwertige Verpflichtungen anderer Art 
auf sich genommen haben (unten Ziffer 3). Eine 
so unterschiedliche Behandlung läßt sich nicht 
etwa damit begründen, daß Inländer im Gegen- 
satz zu Ausländern über ihr Auslandsvermögen 
am Währungsstichtag nicht frei verfügen konn- 
ten. Dieser Umstand rechtfertigt nur eine ent- 
sprechende Minderung der sich aus der Heran- 
ziehung des Auslandsvermögens ergebenden Be- 
lastung (vgl. unten Ziffer 4 Buchstabe c bis e), 
nicht jedoch einen völligen Verzicht auf die Her- 
anziehung. 

3. Bei den bisher mit anderen Staaten getroffenen 
Vereinbarungen über die Freigabe deutschen 
Vermögens im Ausland wurde den ausländischen 
Verhandlungspartnern gegenüber wie bei den 
parlamentarischen Beratungen über die zu den 
Abkommen vorgelegten Ratifikationsgesetze 
stets entsprechend der geltenden Rechtslage da- 
von ausgegangen, daß das freigegebene Aus- 
landsvermögen auf Grund der die Rückbeziehung 
gewährleistenden §§ 47 in Verbindung mit 74, 
75 DMBG der Vermögensabgabe unterliegt. Im 
einzelnen gilt das Folgende: 

a) Schweiz. In § 3 des Ratifikationsgesetzes 
vom 7. März 1953 (Bundesgesetzbl. II S. 15) 
wurde für diejenigen Fälle, in denen sich 
abgabepflichtige Empfänger von Freigabe- 
werten an der Aufbringung der Mittel für 
den von der Bundesrepublik Deutschland zu 
bezahlenden Ablösungsbetrag durch Entrich- 
tung eines freiwilligen Beitrags in Höhe von 
einem Drittel beteiligten die auf die Frei- 
gabewerte entfallende Vermögensabgabe 
durch den geleisteten Beitrag als abgegolten 
angesehen. Abgabepflichtige, die den Beitrag 
nicht entrichteten, wurden nach § 4 a. a. O. in 
Höhe eines Drittels des ihnen gutgeschrie- 
benen Liquidationserlöses aus der Verwer- 
tung der von der Sperre betroffenen Ver- 
mögenswerte zu einer Ersatzvermögensab- 
gabe herangezogen, die dem LA-Fonds zufloß. 
In diesen letzteren Fällen konnten die Ver- 
mögenswerte auf der Grundlage einer Berich- 
tigung der DMEB nach § 47 in Verbindung 
mit §§ 74, 75 DMBG in Höhe des vollen auf 
das Ablösungskonto gutgeschriebenen Be- 
trags (einschließlich früherer Teilfreigaben) 
der normalen Vermögensabgabe unterworfen 
werden, die dann zwangsläufig dem LA- 
Fonds zugute kam. 

b) Schweden. In § 3 Abs. 2 des hier einschlä- 
gigen Ratifizierungsgesetzes vom 23. Juli 
1956 (Bundesgesetzbl. II S. 811) wurde auf 
die vermögensabgaberechtliche Erfassung der 
den Empfängern aus der zwangsweisen Li- 
quidierung ihrer Vermögenswerte in Schwe- 
den zugeflossenen Ausschüttungsbeträge 
generell verzichtet, da wirtschaftlich gesehen 
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deren Lage mit derjenigen der Empfänger 
Schweizer Freigabewerte vergleichbar war. 

c) Portugal Nach Artikel 3 Abs. 1 des hier 
maßgebenden Ratifikationsgesetzes vom 
25. März 1959 (Bundesgesetzbl. II S. 264) 
haben die Eigentümer des freigewordenen 
Vermögens in Portugal zur Wiedereinbrin- 
gung der von der Bundesrepublik Deutsch- 
land aufzubringenden Ablösungssumme einen 
Ablösungsbeitrag an den Bund zu entrichten. 
Aus diesem Grunde wurden die Freigabe- 
werte in Artikel 7 des Ratifikationsgesetzes 
von der Vermögensabgabe freigestellt. 

d) Entsprechend wird auch künftig je nach Lage 
der Verhältnisse verfahren werden müssen, 
wenn Freigabeabkommen noch mit anderen 
Staaten getroffen werden oder wenn ein 
Staat einseitige Vermögensregelimgen trifft, 
die sich auf der Linie der bereits geschlosse- 
nen Abkommen bewegen, soweit es sich um 
Regelungen mit entsprechendem Gewicht han- 
delt. 

Würde nunmehr bestimmt werden, daß freige- 
gebenes deutsches Auslandsvermögen der Ver- 
mögensabgabe nicht unterliegt, so würde damit 
den genannten Abkommen bzw. den entspre- 
chenden Ratifikationsgesetzen der rechtliche 
Boden entzogen werden. Wird dagegen das 
außerhalb dieser Abkommen frei werdende Aus- 
landsvermögen nach den in § 14 des Entwurfs 
vorgesehenen Maßgaben der Vermögensabgabe 
unterworfen, so werden dadurch die obigen Re- 
gelungen nicht berührt. 

4. § 14 des Entwurfs zielt darauf ab, für die Heran- 
ziehung des Auslandsvermögens eine Regelung 
zu treffen, die sich möglichst weitgehend an die 
bisher geltende Rechtslage anlehnt (vgl. oben 
Ziffer 1 am Ende). 

a) Entsprechend der sich bisher aus § 75 Abs. 1 
Satz 2 DMBG ergebenden Regelung ist eine 
Mindestwertvorschrift vorgesehen worden, 
wonach mindestens der Wert anzusetzen ist, 
der sich auf den für die Bemessung des Aus- 
gangswerts maßgebenden Zeitpunkt (Zeit- 
punkt der Rückgabe; bei vorheriger Ent- 
nahme oder Veräußerung: dieser Zeitpunkt) 
nach § 26 des Bewertungsgesetzes ergibt. Die 
letztere Vorschrift besagt, daß bei den Steu- 
ern vom Vermögen ausländisches Betriebs- 
vermögen mit dem gemeinen Wert {§ 10 des 
Bewertungsgesetzes) anzusetzen ist. Danach 
gilt folgendes: Stimmt der Bilanzwert mit dem 
gemeinen Wert überein, so bildet der Bilanz- 
wert die Bemessungsgrundlage für die Ver- 
mögensabgabe. Liegt der Bilanzwert jedoch 
niedriger, so muß der für den gleichen Zeit- 
punkt nach den Vorschriften des Bewertungs- 
gesetzes ermittelte gemeine Wert angesetzt 
werden (Absatz 2 Satz Jj. 

b) Den Steuern vom Vermögen unterliegt nach 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen nur der Rein- 
wert des Vermögens. Absatz 2 Satz 2 be- 
stimmt daher, daß von dem Rückgabewert die 
damit in wirtschaftlichem Zusammenhang 


stehenden Aufwendungen im Sinne des § 12 
Abs. 5 des Entwurfs (z. B. Ablösungen) abzu- 
ziehen sind, soweit diese Aufwendungen 
nicht schon bei Bemessung des Werts der 
Vermögensgegenstände im Zeitpunkt der 
Rückgabe berücksichtigt worden sind. 

c) Im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse, 
denen das deutsche Auslandsvermögen bis 
zur Freigabe unterlag, erschien es angebracht, 
den Rückgabewert — auch soweit es sich um 
Sachwerte handelt — wie eine unverzinsliche 
Forderung auf den Stichtag der DM-Eröff- 
nungsbilanz abzuzinsen. Absatz 2 Satz 3 
und 4 sehen daher eine solche Abzinsung 
nach Maßgabe der hierfür geltenden Vor- 
schriften des § 14 Abs. 3 des Bewertungsge- 
setzes vor. Diese Abzinsung soll in erster 
Linie den Fällen Rechnung tragen, in denen 
das freigegebene All slandsvermögen seit dem 
Währungsstichtag ertraglos geblieben ist. Die 
Abzinsung kommt andererseits auch den Fäl- 
len zugute, in denen in der Zwischenzeit Er- 
träge angefallen sind. Hier erscheint die Ab- 
zinsung nicht im gleichen Maße zwingend. In- 
dessen knüpft in diesen Fällen die Vermö- 
gensabgabe an einen Wert an, der die seit 
dem Währungsstichtag angefallenen Erträge 
mit umfaßt {§ 12 Abs. 6 in Verbindung mit 
§ 3 Nr. 3 des Entwurfs), so daß es vom 
Standpunkt der Steuern vom Vermögen so- 
gar richtig erscheint, diese Erträge durch die 
Abzinsung wieder auszuscheiden. Dabei muß 
jedoch in Kauf genommen werden, daß diese 
Erträge auch nicht der Gewinnbesteuerung 
unterliegen. 

d) Eine weitere Vergünstigung zum Ausgleich 
der durch die Vermögenssperre verursachten 
Nachteile ergibt sich aus Absatz 3. Danach 
sollen die Vierteljahresbeträge der Vermö- 
gensabgabe, die auf das zurückgegebene Aus- 
landsvermögen entfallen, für die Zeit vom 
1. April 1952 bis zum Ende des Kalender- 
vierteljahres unerhoben bleiben, in denen die 
Rückgabe erfolgt. Auch diese Maßnahme ist 
in erster Linie für die Fälle gedacht, in denen 
bis zur Rückgabe keine Erträge angefallen 
sind. 

Wird vor der Rückgabe der Anspruch auf 
Rückgabe veräußert oder aus dem Betriebs- 
vermögen entnommen, so ist bei der Gewinn- 
besteuerung die im Normalfalle (Rückgabe in 
Natur an den Berechtigten selbst) geltende 
Regelung mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
der Veräußerungserlös oder der Teilwert im 
Zeitpunkt der Entnahme als Ausgangswert 
zugrunde zu legen ist (§ 12 Abs. 4 des Ent- 
wurfs). Diese Nebentatbestände werden 
grundsätzlich auch im Rahmen des § 14 dem 
Haupttatbestand der Rückgabe selbst gleich- 
gestellt, jedoch soll dem Grundgedanken des 
§ 14 Abs. 3 entsprechend die Entnahme allein 
eine Zahlungspflicht für den Zeitraum zwi- 
schen Entnahme und Rückgabe nur insoweit 
begründen, als über den den Entnahmetatbe- 
stand bildenden Vermögensgegenstand oder 
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den Anspruch darauf bereits vor der Rück- 
gabe durch entgeltliche Veräußerung oder 
Schenkung verfügt wird (Absatz 3 Satz 1 
zweiter Halbsatz). Findet eine entgeltliche 
Veräußerung oder Schenkung in der Zeit 
zwischen Entnahme und Rückgabe nicht statt, 
so bleibt es also dabei, daß die Zahlungs- 
pflicht erst von dem auf die Rückgabe folgen- 
den Kalendervierteljahr ab einsetzt. 

e) Absatz 2 Satz 6 regelt den Ansatz des sich 
nach § 14 Abs. 2 ergebenden Werts außer- 
halb der Einheitsbewertung unmittelbar im 
Rahmen der Veranlagung der Vermögens- 
abgabe oder der Kreditgewinnabgabe. 

f) Die Auswirkungen, die sich aus der Abzin- 
sung (oben Buchst, c) und den Verzicht auf 
die Nacherhebung der auf die rückliegende 
Zeit entfallenden Viertelsjahrsbeträge (oben 
Buchst, d) ergeben, sind sehr erheblich. Bei- 
spielsweise würden bei Rückgabe des Aus- 
landsvermögens zu Beginn des Jahres 1961 
bei einem steuerlichen Ausgangswert (gemei- 
ner Wert im Zeitpunkt der Freigabe abzüglich 
der darauf entfallenden Aufwendungen) von 
100 000 DM nach erfolgter Abzinsung nur rd. 
50 000 DM der Vermögensabgabe unterlie- 
gen. Auch dies gilt nur mit der Maßgabe, daß 
die der darauf entfallenden Abgabeschuld 
von 25 000 DM entsprechenden Vierteljahrs- 
beträge von je 1,7 v. H. = 425 DM für die 
Zeit vom 1. April 1952 bis zum 31. März 1961, 
das sind 35 Vierteijahrsraten mit rd. 15 000 
DM, unerhoben bleiben. Zu entrichten blie- 
ben danach lediglich Zahlungen für die rest- 
lichen 73 Ratentermine (1. April 1961 bis 
31. März 1979) mit 425 X 73 = rd. 31 000 DM. 
Da ohne die Abzinsung und den Verzicht auf 
die Nachentrichtung der auf die Zeit bis zir 
Freigabe entfallenden Beträge insgesamt 
108 X (1,7 V. H. von 50 000 =) 850 = 
91 800 DM zu entrichten sein würden, bleiben 
im Beispielsfalle also bei der in § 14 vorge- 
sehenen Berechnung rd. zwei Drittel dieses 
Betrages unerhoben. 

Nicht unter die Neuregelung des § 12 des Entwurfs 
fallen die Berichtigung von Wertansätzen für Va- 
lutaschuldverbindlichkeiten und für Verbindlichkei- 
ten gegenüber ausländischen Gläubigern (§ 4 Abs. 5 
des Entwurfs) sowie die erneute Berichtigung von 
Wertansätzen für Beteiligungen (§ 7). Insoweit ver- 
bleibt es auch für die Lastenausgleichsabgaben, ins- 
besondere für die Vermögensabgabe, sowie für die 
Vermögensteuer bei der sich aus § 74 Abs. 2 und 3 
und § 75 DMBG ergebenden Rechtslage. 

Zu § 15 

Nach der Regelung des § 12 des Entwurfs sollen Er- 
träge des beschlagnahmten Auslandsvermögens, die 
sich bis zur Rückgabe des Vermögens ergeben ha- 
ben, bei Steuerpflichtigen, die den Gewinn durch 
Vermögensvergleich ermitteln, bei den Steuern von 
Einkommen und Ertrag nicht berücksichtigt werden. 
Zur gleichmäßigen Besteuerung muß die gleiche Re- 
gelung auch für die Steuerpflichtigen getroffen wer- 


den, die bei der Rückgabe des Auslandsvermögens 
erhaltene Erträge usw. in anderer Art als auf Grund 
eines Vermögensvergleichs zu versteuern haben. 
Daher sieht Satz 1 vor, daß Einkünfte, die im Zu- 
sammenhang mit der Rückgabe von Vermögens- 
gegenständen im Sinne des § 1 des Entwurfs zuflie- 
ßen, nicht den Steuern vom Einkommen und Ertrag 
unterliegen. 

Nach § 3 Abs, 2 Satz 1 und 2 des Gesetzes über die 
drei Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft über die deutschen Vermögenswerte in cV' 
Schweiz, über die Regelung der Forderungen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen das ehe- 
malige Deutsche Reich und zum deutschen Lasten- 
ausgleich vom 7. März 1953 (Bundesgesetzbl. II 
S. 15) werden für Einkünfte und Erträge aus be 
schlagnahmten Vermögenswerten in der Schweiz 
vom 1. Januar 1953 in bestimmten Fällen Steuern 
vom Einkommen, vom Ertrag und vom Vermögen 
erhoben. Um auch hier eine ungleichmäßige Be- 
steuerung *zu verhindern, ist die Regelung dieses 
Gesetzes vom 7. März 1953 aufzuheben und für Ein- 
künfte aus den beschlagnahmten Vermögenswerten 
in der Schweiz die gleiche Steuerfreiheit zu gewäh- 
ren, wie sie für die Einkünfte aus beschlagnahmten 
Vermögenswerten in den übrigen Ländern vorge- 
sehen ist. Daher bestimmt Satz 2, daß die anderwei- 
tige Regelung des letztgenannten Gesetzes vom 
7. März 1953 aufgehoben wird. Diese rückwirkende 
Freistellung von der Besteuerung soll auch gelten, 
wenn Veranlagungen rechtskräftig sind oder die 
Verjährungsfrist abgelaufen ist (Satz 3). 


Zum Zweiten Abschnitt 

Der Zweite Abschnitt des steuerlichen Teils des 
Entwurfs (§§ 16, 17) enthält die steuerlichen Vor- 
schriften (§ 16) und eine lastenausgleichsrechtliche 
Sondervorschrift (§ 17) für die erneute Berichtigung 
von Wertansätzen für Beteiligungen (handelsrecht- 
lich geregelt in § 7 des Entwurfs). 

Zu § 16 

Während für das Auslandsvermögen und für die 
Vermögensgegenstände im Sinne des § 4 des Ent- 
wurfs nach den Vorschriften des § 12 des Entwurfs 
eine erfolgsneutrale Änderung der bisherigen 
Bilanzwerte ohne Wirkung auf die DM-Eröffnungs- 
bilanz gestattet wird, sieht der Entwurf für die er- 
neute Berichtigung von Wertansätzen für Beteili- 
gungen dagegen eine den Vorschriften des Drit- 
ten D-Markbilanzergänzungsgesetzes entsprechende 
Regelung vor. 

Auf die erneute Berichtigung von Wertansätzen für 
Beteiligungen nach § 7 des Entwurfs ist die Vor- 
schrift des § 47 des D-Markbilanzgesetzes mit den 
in § 7 Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs vorgesehenen Ab- 
weichungen anzuwenden. Die Berichtigung von 
Wertansätzen nach § 47 DMBG führt nach Absatz 1 
Satz 1 in Verbindung mit § 74 Abs. 2 Satz 1 DMBG 
zu einer Berichtigung der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz. Die hierbei sich ergebenden WerterhÖhun- 
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gen werden durch Absatz 1 Satz 1 in Verbindung ! 
mit § 73 Abs. 4 DMBG von den Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag befreit. Die nach der erneuten 
Berichtigung für die Beteiligung ausgewiesenen 
Wertansätze sind für die Steuern vom Einkommen 
und Ertrag als Ausgangswerte zugrunde zu legen 
(Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 74 Abs. 2 
Satz 2 DMBG). Die Berichtigung der steuerlichen 
DM-Eröffnungsbilanz und der Ansatz der berichtig- 
ten Werte als Ausgangswerte für die steuerliche 
Gewinnermittlung greift auch dann Platz, wenn be- 
reits Rechtskraft oder Verjährung eingetreten ist 
(Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 74 Abs. 2 
Satz 3 DMBG). 

Die Möglichkeit einer steuerlich erfolgsneutralen 
erneuten Berichtigung von Wertansätzen für Beteili- 
gungen unter den Voraussetzungen des § 7 des 
Entwurfs soll allen Steuerpflichtigen geboten wer- 
den, die ihren Gewinn durch Bestandsvergleich er- 
mitteln (Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 74 
Abs. 3 und 4 DMBG). 

Entsprechend der Regelung des § 11 Abs. 1 Satz 1 
des 3. DMBEG soll es nach Absatz 1 Satz 2 unter- 
sagt sein, den erneut berichtigten Wertansatz für 
Beteiligungen in den steuerlichen Bilanzen für Wirt- 
schaftsjahre, die vor dem 31. Dezember 1955 enden, 
abzuschreiben. 

Nach Absatz 1 Satz 3 soll für die Wertansätze, die 
sich infolge einer erneuten Berichtigung nach § 7 
des Entwurfs ergeben, auch die Koppelungsvorschrift 
des § 75 DMBG gelten. Danach sind die durch die 
erneute Berichtigung in die steuerliche DM-Er- 
öffnungsbilanz eingestellten Werte (Absatz 1 Satz 1 
in Verbindung mit § 74 Abs. 2 Satz 1 DMBG) 
grundsätzlich auch für die Steuern vom Vermögen 
maßgebend, die unter Zugrundelegung des Stich- 
tags vom 21. Juni 1948 veranlagt werden. Ent- 
sprechend der Regelung in § 11 Abs. 2 Satz 1 des 
3. DMBEG wird diese Koppelung für die nach § 7 
des Entwurfs heraufgeschriebenen Wertansätze für 
Beteiligungen auf den am 1. Januar 1949 beginnen- 
den Hauptfeststellungszeitraum, einschließlich der 
Wertfortschreibungen auf den 1. Januar 1949, 
1. Januar 1950, 1. Januar 1951 und 1. Januar 1952 
ausgedehnt. 

Die Regelung des Absatzes 1 Satz 1 bis 3 gilt nach 
Absatz 1 Satz 4 auch, wenn Veranlagungen rechts- 
kräftig sind oder die Verjährungsfrist abgelaufen 
ist. 

Bei einer erneuten Berichtigung nach § 7 des Ent- 
wurfs kann der bisherige Wertansatz einer Beteili- 
gung um den Betrag berichtigt werden, der von den 
in § 7 Abs. 2 des Entwurfs aufgeführten Wert- 
erhöhungen anteilmäßig auf die Beteiligung ent- 
fällt (§ 7 Abs. 3 Satz 1 des Entwurfs). Dieser Wert 
darf nach § 7 Abs. 3 Satz 1 letzter Halbsatz des 
Entwurfs in Verbindung mit § 1 Abs. 3 des Ent- 
wurfs zur Vermeidung einer Überschreitung des 
Zeitwerts der Beteiligung am Stichtag der Berichti- 
gungsbilanz nur insoweit angesetzt werden, als 
nicht die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
Wertberichtigungen auf den Abschlußstichtag nötig 
machen. Solche Wertberichtigungen sind durch 
Wertminderungen bedingt, die nach dem Stichtag 


der DM-Eröffnungsbilanz eingetreten sind. Diese 
Wertminderungen sollen bei der steuerlichen Ge- 
winnermittlung berücksichtigt werden, da sie auch 
den Gewinn gemindert hätten, wenn die erneute 
Wertberichtigung vor dem Eintritt der Umstände 
zulässig gewesen wäre, die die Wertberichtigungen 
erforderten. Absatz 2 Satz 1 sieht daher vor, daß 
der Wertansatz einer Beteiligung in der steuerlichen 
DM-Eröffnungsbilanz ohne Berücksichtigung von 
Wertminderungen, die in der Zeit zwischen dem 
Zeitpunkt der DM-Eröffnungsbilanz und dem Stich- 
tag der Berichtigungsbilanz eingetreten sind, erneut 
berichtigt werden kann. Diese Berichtigung der 
steuerlichen DM-Eröffnungsbilanz hat nach Absatz 2 
Satz 2 spätestens an dem Tag zu erfolgen, an dem 
die in § 7 Abs. 4 des Entwurfs bestimmte Jahres- 
bilanz beim Finanzamt eingereicht wird. Wird die 
steuerliche DM-Eröffnungsbilanz abweichend von 
der handelsrechtlichen DM-Eröffnungsbilanz berich- 
tigt, so sind nach Absatz 2 Satz 3 die Vorschriften 
des Absatzes 1 — die Befreiung der Werterhöhung 
von den Steuern vom Einkommen und Ertrag, das 
Verbot von Wertberichtigungen in Bilanzen, die 
vor dem 31. Dezember 1955 enden, die Maßgeblich- 
keit der in der steuerlichen DM-Eröffnungsbilanz 
berichtigten Wertansätzen für die Steuern vom Ver- 
mögen, die Einschränkung der Rechtskraft von Ver- 
anlagungen und die Einschränkung der Verjährung 
— entsprechend anzuwenden. 

Ebenso wie Auslandsvermögen können auch An- 
teile an Kapitalgesellschaften vor der in § 7 des 
Entwurfs vorgesehenen Möglichkeit einer erneu- 
ten Berichtigung veräußert oder aus dem Betriebs- 
vermögen entnommen worden sein. In Anlehnung 
an die Vorschriften des § 5 Abs. 3 des 3. DMBEG 
ist in Absatz 3 Satz 1 bestimmt, daß der Wertansatz 
solcher Anteile in der steuerlichen DM-Eröffnungs- 
bilanz erneut berichtigt werden kann, wenn ohne 
die Veräußerung oder Entnahme die Voraussetzun- 
gen für eine erneute Berichtigung des Wertansatzes 
nach § 7 des Entwurfs oder bei inzwischen ein- 
getretener Wertminderung nach Absatz 2 vorliegen 
würden. Die Anteile mußten jedoch im Zeitpunkt 
der Veräußerung oder Entnahme noch eine Beteili- 
gung im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 des 3. DMBEG 
darstellen, d. h. ihre Nennbeträge mußten am Stich- 
tag der DM-Eröffnungsbilanz und im Zeitpunkt der 
Veräußerung oder Entnahme insgesamt den zehnten 
Teil des Nennkapitals der Kapitalgesellschaft er- 
reichen. Durch diese Möglichkeit der Erhöhung des 
Wertansatzes der Anteile in der steuerlichen DM- 
Eröffnungsbilanz kann der Veräußerungs- oder Ent- 
nahmegewinn, der bisher der Besteuerung zugrunde 
gelegt war, nachträglich gemindert werden. 

Der Wertansatz veräußerter oder entnommener 
Anteile in der steuerlichen DM-Eröffnungsbilanz 
darf höchstens um den Betrag berichtigt werden, der 
von der Erhöhung des Eigenkapitals der Kapital- 
gesellschaft, an der die Beteiligung im Zeitpunkt 
der Veräußerung oder Entnahme bestand, anteil- 
mäßig auf die Beteiligung entfällt (Absatz 3 Satz 2 
in Verbindung mit § 7 Abs. 3 Satz 1 erster Halb- 
satz). Auf diese Berichtigung der steuerlichen DM- 
Eröffnungsbilanz sind die Vorschriften des Ab- 
satzes 1 — die Befreiung der Werterhöhung von 
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den Steuern vom Einkommen und Ertrag, das Ver- 
bot der Wertberichtigung in Bilanzen für Wirt- 
schaftsjahre, die vor dem 31. Dezember 1955 oder 
vor dem früheren Zeitpunkt der Veräußerung oder 
der Entnahme enden, die Maßgeblichkeit der in der 
steuerlichen DM-Eröffnungsbilanz berichtigten Wert- 
ansätze für die Steuern vom Vermögen, die Ein- 
schränkung der Rechtskraft von Veranlagungen und 
die Einschränkung der Vorschriften über die Ver- 
jährung — entsprechend anzuwenden. 

Wie bereits zu § 7 des Entwurfs ausgeführt, ist die 
erneute Berichtigung des Wertansatzes von Beteili- 
gungen nur für die Fälle vorgesehen, in denen sich 
die Substanz der Gesellschaft, an der die Beteiligung 
besteht, durch die Rückgabe von Auslandsvermögen 
oder durch Änderung des Wertansatzes von son- 
stigen Vermögensgegenständen im Sinne des § 4 
des Entwurfs oder der §§ 58 bis 60 des D-Mark- 
bilanzgesetzes für das Saarland erhöht hat. Bei den 
Beratungen des Entwurfs ist erörtert worden, ob die 
erfolgsneutrale Anteilsberichtigung nach § 7 des 
Entwurfs auch gestattet werden solle, wenn das 
Eigenkapital der Kapitalgesellschaft, an der die Be- 
teiligung besteht, sich infolge Erlaß oder Ermäßi- 
gung von Schulden aus Rüstungskrediten der Kriegs- 
zeit erhöht habe. Von einer solchen Ausweitung 
der Regelung des Entwurfs ist jedoch abgesehen 
worden, da unter anderem der Begriff der Rüstungs- 
kredite nicht ausreichend abgegrenzt werden kann. 
Soweit sich im Einzelfall aus dem Erlaß oder der 
Ermäßigung von Schulden aus Rüstungskrediten bei 
einem der Gesellschafter Werterhöhungen ergeben 
und bei der Veräußerung seiner Beteiligung zu 
einem Gewinn führen, bietet die Vorschrift des 
§ 131 AO eine ausreichende Grundlage, einer un- 
billigen Härte in der Besteuerung abzuhelfen. 

Zu § 17 

Nach § 19 LAG in Verbindung mit der 12. Ab- 
gabenDV-LA (Bundesgesetzbl. 1958 I S. 533) sind 
Geldinstitute, Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen mit Anspruch auf Ausgleichsforderun- 
gen von der Vermögensabgabe befreit. Unterneh- 
men, die infolge der Überdeckung in der Umstel- 
lungsrechnung keinen Anspruch auf Ausgleichsfor- 
derungen haben, sind nur insoweit befreit, als ihnen 
Ausgleichsforderungen zuzuteilen wären, wenn sie 
die volle Abgabeschuld in ihrer Umstellungsrech- 
nung passivieren; die Abgabeschuld ermäßigt sich 
hier also auf den Betrag, der dem Eigenkapital nach 
Maßgabe der Umstellungsrechnung zugeschlagen 
wird. Für Berliner Altbanken gelten entsprechende 
Bestimmungen. Für die Frage, ob ein Unternehmen 
ganz oder teilweise von der Vermögensabgabe be- 
freit ist, ist demnach die Umstellungsrechnung bzw. 
die Altbankenrechnung maßgebend. 

Die Werterhöhungen auf Grund des § 7 werden nach 
§ 16 des Entwurfs in dem der Vermögensabgabe 
unterliegenden Vermögen erfaßt; sie führen also 
bei den Geldinstituten, Versicherungsunternehmen 
und Bausparkassen — ebenso wie bei allen anderen 
Abgabepflichtigen — grundsätzlich zu einer ent- 
sprechenden Erhöhung der Vermögensabgabe. Die 
Werterhöhungen haben jedoch keine Wirkung auf 


die Umstellungsrechnung (§ 7 Abs. 5 des Entwurfs). 
Infolgedessen müßte bei den genannten Unterneh- 
men die wegen der Wertaufstockung erhöhte Ver- 
mögensabgabeschuld im Rahmen des § 19 LAG u. U. 
entweder ganz oder teilweise wegfallen, weil bei 
der Anwendung des § 19 LAG allein die Umstel- 
lungsrechnung maßgebend ist und dabei die Wert- 
aufstockung nicht berücksichtigt werden könnte. Dies 
erscheint nicht gerechtfertigt. Es ist deshalb in § 17 
des Entwurfs eine besondere Bestimmung vor- 
gesehen, die die Wertaufstockung auch im Rahmen 
der Befreiungs- und Ermäßigungsvorschriften des 
§ 19 LAG berücksichtigt. 

Die vorgesehene Regelung ist deshalb geboten, 
weil es sich bei den Wertaufstockungen um Be- 
träge handelt, die wirtschaftlich noch in die Umstel- 
lungsrechnung gehören und die nach den allgemei- 
nen Grundsätzen für die Aufstellung der Um- 
stellungsrechnung auch dort ausgewiesen werden 
müßten, wenn nicht insoweit eine Sonderregelung 
in § 7 Abs. 5 des Entwurfs getroffen wäre. 

Es ist ferner zu beachten, daß die Geldinstitute, 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen, die 
unmittelbar bisher beschlagnahmtes Auslandsver- 
mögen zurückbekommen, insoweit ihre Umstellungs- 
rechnung — • jedenfalls für die Zwecke des § 19 
LAG — berichtigen müssen (vgl. §§ 2, 5, 26 der VO 
über die Umstellungsrechnung der Geldinstitute 
vom 11. August 1958 [Bundesgesetzbl. I S, 589] in 
Verbindung mit § 4 Abs. 3 der 12. AbgabeDV-LA 
vom 19. Juli 1958 [Bundesgesetzbl. I S. 533]). Dies 
führt dazu, daß der erhöhte Wertansatz sich in die- 
sen Fällen auch im Rahmen der Befreiungs- und Er- 
mäßigungsvorschriften des § 19 LAG auswirkt. Es 
ist nicht einzusehen, weshalb diese Auswirkung auf 
§ 19 LAG sich nicht auch bei den Geldinstituten, 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen er- 
geben soll, die nicht unmittelbar Auslandsvermögen 
zurückbekommen, sondern an Kapitalgesellschaften 
mit solchem Vermögen beteiligt sind. 

Es besteht ferner kein Grund, die Geldinstitute, 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen den 
anderen Unternehmen gegenüber insoweit zu be- 
vorzugen, daß die Werterhöhungen auf Grund des 
§ 7 des Entwurfs bei ihnen zwar wie bei allen 
anderen an sich der Vermögensabgabe unterworfen 
werden, daß die sich daraus ergebende höhere Ab- 
gabe aber in vielen Fällen wieder wegfallen müßte, 
wenn sich die Werterhöhungen nicht auch im Rah- 
men des § 19 LAG auswirken könnten. 

Im 3. D-Markbilanzergänzungsgesetz war bereits 
eine Wertaufstockung für Wertpapiere und Anteile 
gegenüber den vorläufigen Wertansätzen in der 
DM-Eröffnungsbilanz zugelassen, worden. Hinsicht- 
lich dieser Wertaufstockungen war in § 9 Abs. 1 
des 3. DMBEG — ebenso wie in § 7 Abs. 5 des Ent- 
wurfs — ausdrücklich bestimmt worden, daß sie 
keine Wirkung auf die Umstellungsrechnung haben 
sollen. Obwohl auch die Wertaufstockungen auf 
Grund des 3. DMBEG wirtschaftlich noch in die Um- 
stellungsrechnung gehört hätten, ist damals noch 
keine Bestimmung getroffen worden, wonach die 
Wertaufstockungen im Rahmen des § 19 LAG zu 
berücksichtigen seien. Dies ist indessen kein Grund, 
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bei den erneuten Wertberichtigungen auf Grund des 
4. DMBEG ebenfalls davon abzusehen. Im Hinblick 
auf die oben dargelegten Gründe erscheint es jeden- 
falls nicht vertretbar, die Werterhöhungen jetzt 
unberücksichtigt zu lassen. 

Schließlich ist noch zu bemerken, daß kein Zwang 
besteht, die Werterhöhungen vorzunehmen, son- 
dern daß es den Unternehmen freigestellt ist, ob sie 
von dieser Möglichkeit Gebrauch machen oder nicht. 

Nach der vorgesehenen Regelung des § 17 sollen 
die Unternehmen so behandelt werden, als ob sie 
die Wertaufstockung für die Zwecke des § 19 LAG 
bereits in der Umstellungsrechnung vorgenommen 
hätten. Es sind dabei folgende Fälle denkbar: 

1. Bei einem Unternehmen mit Anspruch auf eine 
Ausgl ei chsforderung 

a) Der Betrag der Wertaufstockung ist niedriger 
als der Betrag der auf Grund der Umstel- 
lungsrechnung zugeteilten Ausgleichsforde- 
rung. In diesem Falle bleibt es bei der vollen 
Befreiung von der Vermögensabgabe nach 
§ 19 Abs. 1 LAG, da auch nach der Aktivie- 
rung des Aufstockungsbetrages in der Um- 
stellungsrechnung immer noch ein Anspruch 
auf eine Ausgleichsforderung bestehen würde. 

b) Der Betrag der Wertaufstockung ist höher als 
der Betrag der auf Grund der Umstellungs- 
rechnung zugeteilten Ausgleichsforderung. In 
diesem Falle würde nach der Aktivierung des 
Aufstockungsbetrages in der Umstellungs- 
rechnung kein Anspruch mehr auf eine Aus- 
gleichsforderung bestehen und der den bis- 
herigen Betrag der Ausgleichsforderung über- 
steigende Teil des Aufstockungsbetrages 
würde dem Eigenkapital zugeschlagen wer- 
den. Auf diesen Betrag ist die Vermögens- 
abgabeschuld dem § 19 Abs. 2 LAG entspre- 
chend zu ermäßigen (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 des 
Entwurfs). 

2. Bei einem Unternehmen ohne Anspruch auf 
eine Ausgleichsforderung 

Bei einem Unternehmen, das nach dem Ergebnis 
seiner Umstellungsrechnung keinen Anspruch 
auf eine Ausgleichsforderung hat, wird die 
Überdeckung (d. h. der Betrag, um den die Ak- 
tiven die Passiven einschließlich Mindesteigen- 
kapital übersteigen) dem Eigenkapital zugeschla- 
gen. Bei einer Aktivierung des Aufstockungs- 
betrags in der Umstellungsrechnung würde die- 


ser in voller Höhe den Zuschlagsbetrag erhöhen. 
Für die Vermögensabgabe muß der um den Auf- 
stockungsbetrag erhöhte Zuschlagsbetrag in An- 
spruch genommen werden. Die Abgabeschuld ist 
also, wenn sie höher als der Zuschlagsbetrag zu- 
züglich des Aufstockungsbetrags ist, nicht mehr 
auf den bisherigen, sondern auf den erhöhten 
Zuschlagsbetrag zu ermäßigen (§ 17 Abs. 1 Nr. 2 
des Entwurfs). 


Zum Dritten Teil 

Der Dritte Teil des Entwurfs enthält die Schluß Vor- 
schriften (§§ 18 bis 20). 

Zu § 18 

Die Vorschrift ist nötig, weil nicht in allen Ländern 
des Bundesgebietes das D-Markbilanzgesetz vom 
21. August 1949 gilt, sondern einzelne Länder 
gleichlautende eigene Gesetze erlassen haben. 

Zu § 19 

Absatz 1 entspricht der üblichen Form der Berlin- 
Klausel. 

Absatz 2 ersetzt für Berlin die Bezugnahme des 
Entwurfs auf Vorschriften des D-Markbilanzgeset- 
zes vom 21. August 1949 und des (Ersten) D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes durch die Verweisung auf 
die entsprechenden Vorschriften der Gesetze des 
Landes Berlin. 

Zu § 20 

Das Gesetz sollte im Bundesgebiet und in Berlin 
möglichst gleichzeitig in Kraft treten, um zu ver- 
meiden, daß die an das Inkrafttreten des Gesetzes 
geknüpften Rechtsfolgen (vgl. z. B. § 2 Abs. 1 Satz 3, 
§ 4 Abs. 3 Satz 3, § 5 Abs. 2 Satz 1, § 7 Abs. 4 
Satz 2 des Entwurfs) im Bundesgebiet und in Berlin 
zu verschiedenen Zeitpunkten eintreten. Um die 
Übernahme des Gesetzes durch Berlin vor seinem 
Inkrafttreten zu ermöglichen, sollte der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens so bestimmt werden, daß das Ge- 
setz erst etwa zwei Monate nach seiner voraussicht- 
lichen Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft 
tritt. Dieser Zeitpunkt wird sich erst bestimmen las- 
sen, wenn nach dem Gang der parlamentarischen 
Behandlung des Entwurfs übersehen werden kann, 
wann das Gesetz voraussichtlich im Bundesgesetz- 
blatt verkündet werden wird. 
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